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Gerhard Wettig

Freiere Begegnungen und Dialoge 
zwischen Ost und West

Zur Problematik einer umfassenden Koexistenz in Europa

1. Fragestellung

Das Thema: Der immaterielle Austausch zwi-
schen Ost und West
Auf der Konferenz für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa bilden die Fragen des 
immateriellen Austauschs zwischen Ost und 
West ein wichtiges Beratungsthema. Der 
Austausch, der hier zur Diskussion steht, 
vollzieht sich auf zwei Ebenen: auf der des 
pe
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rsönlichen Kontakts und auf der der geisti-
gen Kommunikation. Es handelt sich dabei 
um Beziehungen, deren unmittelbare Subjekte 
nicht die Staaten sind. Vielmehr treten die 
Mitglieder der Gesellschaften in Ost und 
West als Subjekte dieser Beziehungen — als 
ihre unmittelbaren Nutznießer oder Leidtra-
genden — auf. Man kann daher je nach Ter-
minologie entweder von zwischengesell-
schaftlichen Beziehungen 1) oder von transna-
tionalem Austausch ) sprechen.
Mithin haben die an der Europa-Konferenz 
teilnehmenden Regierungen eine Regelung für 
grenzüberschreitende Bewegungen zu treffen, 
die von gesellschaftlichen Kräften autonom 
— also ohne direkte staatliche Steuerung — 
durchgeführt werden. Dieser Umstand läßt be-
reits das Problem deutlich werden, das zu lö-
sen ist: Nur die westlich-demokratischen 
Staaten billigen ihren Gesellschaften einen 
Freiraum zu, während in den Staaten des so-
wjetkommunistischen Typs die staatsbeherr-
schenden Monopolparteien die Gesellschaften

Bei diesem Beitrag handelt es sich um einen Aus-
schnitt aus einer — die Entwicklungen von KSZE 
und MBFR problematisierenden — Arbeit des Ver-
Sassers über die Möglichkeit von friedenssichernden 
Regelungen für Europa, die in der Schriftenreihe 
für Militärpolitik der Studiengesellschaft für Zeit-
probleme e. V. erscheinen wird. 

uneingeschränkt zu steuern» beanspruchen. 
Die Möglichkeit, daß gesellschaftliche Kräfte 
Außenbeziehungen von relativer Unabhängig-

keit aufbauen und unterhalten könnten, er-
scheint daher als eine Systemwidrigkeit und 
als eine Staatsgefährdung.

1) In den sowjetischen Aussagen wird scharf unter-
schieden zwischen internationalen und zwischen-
staatlichen Beziehungen: Nur die ersteren umfas-
sen auch den gesellschaftlichen Bereich des Wech-
selverhältnisses zwischen verschiedenen Ländern, 
während die letzteren ausschließlich das Mit- oder 
Gegeneinander der staatlichen Repräsentanten be-
ziehungsweise Apparate meinen.
2) Vgl. K. Kaiser, Transnationale Politik, in: Poli-
tische Vierteljahresschrift, Sonderheft 1 (1969), S. 
80—109; D. Singer, The Global System and Its Sub-
systems, in: J. Rosenau (Hrsg.), Linkage Politics, 
New York 1969, S. 24; J. Nye/R. Keohane, Intro-
duction, in: J. Nye/R. Keohane (Hrsg.), Transnatio-
nal Relations and World Politics, Cambridge/Mass. 
1972, S. XIII.



Wenn man nun darauf verzichten wollte, das 
Modell autonomer Beziehungen - beiderseitig 
geltend zu machen, und dementsprechend be-
reit wäre, selbständig handelnde Gesell-
schaftskräfte westlicher Länder mit zentral di-
rigierten Gesellschaftskräften des sowjeti-
schen Machtbereichs zusammenkommen zu 
lassen, dann ergäben sich für den Verlauf der 
wechselseitigen Beziehungen die größten 
Schwierigkeiten und Unausgewogenheiten. Es 
stünde dann nämlich im Osten ein einheitlich 
handelnder Machtblock vielen fragmentierten 
Einzelgruppen im Westen gegenüber. Die 
Leitvorstellung von zwischengesellschaftli-
chen Beziehungen, die sich in einem relativ 
machtfreien Raum entfalten könnten, würde 
durch eine Wirklichkeit karikiert werden, die 
zu einer machtpolitischen Ausnutzung der 
Freiräume auf der einen Seite durch politisch 
gesteuertes Handeln auf der anderen Seite ge-
radezu herausfordern müßte. In diesem Falle 
könnte es kaum ausbleiben, daß die westliche 
Seite, um in der Auseinandersetzung mit dem 
sowjetischen Lager keine offene politische 
Flanke darzubieten, ihrerseits die Ostbezie-
hungen auf der gesellschaftlichen Ebene einer 
staatlichen Kontrolle unterwerfen müßte.

Das Problem der Asymmetrie

Unausgewogenheiten kennzeichnen bisher 
weithin das gesellschaftliche Feld der Ost-
West-Auseinandersetzungen 3). Asymmetri-
sche Bedingungen bestehen vor allem in drei-
erlei Hinsicht:
— Im sowjetischen Machtbereich kontrollie-
ren die Partei- und Staatsführungen fast un-
eingeschränkt, den öffentlichen Zugang zu den 
politisch und gesellschaftlich relevanten In-
formationen. Die Suche nach weiterreichen-
den Nachrichten gilt grundsätzlich als „Spio-
nage". Demgegenüber gehen die öffentlich zu-
gänglichen Informationen in den westlichen 
Ländern von den verschiedensten, miteinan-
der rivalisierenden gesellschaftlichen Kräften 
aus, und es steht darüber hinaus jedem frei, 
weitere Nachforschungen anzustellen, wenn 
man von wenigen, sehr eng begrenzten Berei-
chen absieht. Daher sind über die bestehen-

3) Vgl. E. R. Goodman, Disparities in East-West-
Relations, in: Survey, Jg. 19 H. 3 (Nr. 88), Sommer 
1973, S. 88—96.

den Verhältnissen vielfältige und nachprüf-
bare Informationen verfügbar.

— In den Ländern des sowjetischen Lagers 
beanspruchen die Männer im Kreml und ihre 
Verbündeten ein unumschränktes Monopol 
bei der Verbreitung von Informationen. Ab-
weichende Nachrichten in- oder ausländi-
schen Ursprungs werden als staatsfeindliche 
„Subversion" unterdrückt und bekämpft, weil 
ausschließlich die amtlich verordneten Dar-
stellungen von Vorgängen und Tatbeständen 
Einfluß auf das Denken der eigenen Gesell-
schaften nehmen sollen. Demgegenüber dür-
fen in den westlichen Ländern alle Personen 
und Gruppen — auch die Repräsentanten und 
Sympathisanten östlicher Staaten — nahezu 
alle Informationen verbreiten und damit Ein-
fluß auf die Gesellschaft nehmen.

— In den sowjetkommunistischen Ländern ist 
jede politische Opposition gegen das herr-
schende System und seine Vertreter strikt 
untersagt. Damit ist jeder, der mit den westli-
chen Ländern sympathisieren wollte, von 
vornherein zumindest des Rechtsschutzes be-
raubt Demgegenüber können die östlichen 
Führungen in den westlichen Ländern ohne 
ernstliches Risiko darangehen, gesellschaftli-
che Kräfte im Sinne ihrer Zielsetzungen zu 
mobilisieren und zu organisieren, um so auf 
die amtliche Politik einzuwirken. Kommuni-
kation, Schulung und Unterstützung sind 
möglich.

Der Wille der westeuropäischen Staaten, auf 
der Europa-Konferenz Regelungen für einen 
freieren zwischengesellschaftlichen Aus-
tausch herbeizuführen, hat bewußt oder unbe-
wußt die Funktion, die bestehenden Asym-
metrien zwischen Ost und West zu verrin-
gern. Dabei stehen freilich nur Probleme aus 
den beiden erstgenannten Komplexen zur Dis-
kussion. Daran, daß auch im Osten opponie-
rende, der Gegenseite zuneigende Kräfte poli-
tischen Handlungsspielraum erhalten könn-
ten, denkt niemand.

östliche Austauschbehinderungen und westli-
che Abhilfevorstellungen

Im Vordergrund westlichen Strebens stehen 
freilich im allgemeinen kaum Gesichtspunkte 
einer besseren Ausgewogenheit der politi 



sehen Bedingungen in Ost und West. Viel-
mehr ziehen die praktischen Schwierigkeiten 
die Aufmerksamkeit auf sich, welche die im 
Zeichen der Entspannung vermehrten persön-
lichen und geistigen Beziehungen zwischen 
beiden Teilen Europas belasten. Die westli-
chen Journalisten in den osteuropäischen 
Ländern, vor allem in der Sowjetunion, seuf-
zen unter den engen Restriktionen für ihre 
Tätigkeit. Wenn jede Reise und jedes Inter-
view einer umständlichen Genehmigungspro-
zedur unterliegt und wenn jede Recherche 
durch den Verweis auf nichtssagende offiziel-
le Quellen blockiert wird, wenn häufig gro-
tesk wirkende überwachungs- und Schikanie-
rungsmaßnahmen gegen westliche Presseleute 
ergriffen werden und wenn schließlich von 
stets 
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drohenden Repressalien bis hin zur Aus-
weisung eine Art Nachzensur ausgeht, dann 
läuft dies auf eine weitgehende Kontrolle der 
westlichen Berichterstattung über die Länder 
des sowjetischen Machtbereichs hinaus ).

Westliche Geschäftsreisende, Wissenschaftler 
und Touristen müssen sich zahlreiche Kon-
trollen und Beschränkungen gefallen lassen, 
die ihre Erfahrungsmöglichkeiten empfindlich 
einengen. Bei der Abwicklung von Aus-
tauschregelungen macht sich häufig die Ten-
denz bemerkbar, daß die östliche Seite so-
wohl die einheimischen als auch die auswär-
tigen Anträge nach willkürlichen politischen 
Gesichtspunkten auszuwählen sucht. Die 
Hauptwaffe gegen die eigenen Staatsbürger 
ist die Verweigerung eines Passes, während 
die Entfernung unerwünschter Kandidaten 
aus westlichen Ländern häufig durch zwi-
schengeschaltete Sympathisantenorganisatio-
nen angestrebt wird.

Ein schwieriger Komplex sind auch die Fra-
gen, die mit der Ausreise oder gar der Aus-
wanderung östlicher Staatsbürger verknüpft 
sind. Auch wenn oft genug andere Gründe, 
beispielsweise knappe Devisen, vorgeschoben 
werden, ist doch das generelle Mißtrauen ge-
gen unkontrollierte Westkontakte zwischen 
Mitgliedern der eigenen Gesellschaften und 
dem westlichen Ausland eindeutig das ent-

4) Zu den Arbeitsbedingungen westlicher Journa-
isten vgl. etwa M. Price u. a., The Moscow Cor-

respondent, in: Survey Nr. 68 (Juli 1968), S. 118 
ls 178; J. Dornberg, Ausgewiesen aus Moskau, in: 

Die Zeit, 30. 10. 1970. 

scheidende Motiv5). Der Wunsch, die eige-
nen Staatsbürger gegen Einwirkungen aus 
dem Westen abzuschirmen, veranlaßt die öst-
lichen Behörden auch dazu, den Zugang zu 
westlichen Presseerzeugnissen, Büchern, Fil-
men und anderen Informationsträgern entwe-
der völlig unmöglich zu machen oder aber in 
den engen Grenzen eines entpolitisierten und 
überwachten Ku
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lturaustausch zu halten. Na-
türlich werden westliche Rundfunksendungen 
in erheblichem Umfange gestört, damit sie so 
wenig Hörer wie möglich in Osteuropa errei-
chen sollen. Das Fernsehen stellt bisher, von 
einigen Randzonen wie namentlich in der DDR 
abgesehen, praktisch noch keinn Faktor west-
licher Einwirkung dar. Für die vorauszusehen-
de Entwicklung eines Satellitenfernsehens, 
das von außerhalb in die UdSSR ausgestrahlt 
werden könnte, sucht die sowjetische Füh-
rung Vorsorge zu treffen. Sie betreibt bei den 
Vereinten Nationen das Projekt eines welt-
weiten Abkommens, das Fernsehsendungen 
über Staatsgrenzen hinweg verbieten soll ).

5) Kennzeichnend ist die erbittert-feindselige Reak-
tion auf westliche Überlegungen über einen Devi-
senfonds für reisewillige Sowjetbürger; vgl. A. C. 
A. Dake, Impediments to the Free Flow of Infor-
mation Between East and West, Atlantic Treaty 
Association, Paris 1973, S. 11.
6) Text des sowjetischen Konventionsentwurfs vom 
8. 8. 1972: Osteuropa 7/1974, A 477—480. Zur Pro-
blematik vgl. R. D. Heffner, Offener Himmel oder 
Vorzensur? in: Osteuropa, 7/1974, S. 486—496.
7) Vgl. das Beispiel bei K. Mehnert, Friedliche 
Koexistenz — eine deutsche Meinung, in: Osteu-
ropa, 4/1974, S. 272.

Die westlichen Teilnehmer der Europa-Konfe-
renz möchten diese und ähnliche Barrieren 
für den Kontakt und die Kommunikation in 
Europa verringern. Sie streben beispielsweise 
danach, die Behinderungen für westliche 
Staatsangehörige in den Ländern des sowjeti-
schen Lagers abzuschwächen oder möglichst 
allen Interessenten in Ost und West familiär 
oder wissenschaftlich motivierte Reisen über 
die Systemgrenzen hinweg zu gewährleisten. 
Wenn etwa sowjetische Politikprofessoren an 
westlichen Universitäten langfristige Lehr-
und Forschungstätigkeiten ausüben können, 
dann sollte es, so ist die Ansicht, auch denk-
bar sein, daß westlichen Politologen nicht 
länger das Betreten östlicher Institute und 
Hörsäle verweigert wird7). Es ist auch nicht 



einzusehen, wieso etwa die sowjetische Bot-
schaft in Bonn seit langen Jahren eine 
deutschsprachige Monatszeitschrift herausge-
ben und verbreiten kann, während die Vertre-
tung der Bundesrepublik in Moskau keine 
derartige Möglichkeit zugestanden erhält.

Verfahren des kommerziellen und nicht-kom-
merziellen Austauschs, die wechselseitige Zu-
lassung von auswärtigen Kultureinrichtungen 
in Ost und West und der freie Verkauf inter-

national redigierter Zeitschriften in allen be-
teiligten Staaten könnten dazu beitragen, die 
Völker wechselseitig mit Informationen über-
einander zu versorgen. Das Recht des „freien 
Äthers" müßte dafür sorgen, daß die Bewoh-
ner verschiedener Staaten nicht in enge, ge-
trennte Nachrichtenschachteln eingezwängt 
werden und dann gegebenenfalls ohne die 
Möglichkeit einer korrigierenden Einflußnah-
me mit verfeindenden Vorstellungen gegen-
einander aufgewiegelt werden können.

2. Die gesellschaftlich-politischen Voraussetzungen für
Prozesse des immateriellen Austauschs zwischen Ost und West

Die Bilanz der strukturbedingten Vor- und 
Nachteile für beide Seiten

Die Frage, welche praktischen Folgen be-
stimmte Bedingungen des Austauschs zwi-
schen Ost und West nach sich ziehen, ver-
weist auf die ordnungspolitischen Strukturen 
beider Seiten zurück. Das sowjetkommunisti-
sche Staats- und Gesellschaftsmodell postu-
liert eine durchgehende Organisation und 
Steuerung der Gesellschaft durch die macht-
habende Gruppe. Die zentrale Lenkung aller 
machtpolitisch relevanten Formationen stellt 
ein Kernstück dieses Konzepts dar. Dement-
sprechend werden alle Kommunikationen und 
Kontakte als Informationsquellen rigoros 
überwacht und manipuliert. Was sich der 
Kontrolle zu entziehen droht, wird rücksichts-
los unterdrückt. Das westliche Staats- und 
Gesellschaftsmodell dagegen gründet darauf, 
daß die Gesellschaft gegenüber der staatli-
chen Führung einen eigenständigen Charakter 
zu beanspruchen hat und daß in ihr sehr un-
terschiedliche Tendenzen zur Entfaltung kom-
men können. Ihm entsprechend bildet die Ge-
sellschaft einen fragmentierten Bereich, der 
Einwirkungen von innen und außen offen-
steht. Da die Gesellschaft zugleich — am 
deutlichsten sichtbar in periodisch wieder-
kehrenden Wahlen — den konstitutiven Vor-
raum des staatlichen Willens darstellt, ist in 
ihr ein entscheidender Ansatzpunkt für Ein-
flußnahme auf die Politik des Staates gege-
ben.
Die sowjetische Führung und ihre Verbünde-
ten haben sehr deutlich erkannt, daß diese Si-

tuation ihnen bei der Ost-West-Auseinander-
setzung auf der gesellschaftlichen Ebene we-
sentliche Vorteile bieten kann. Anders als die 
westlichen Regierungen sind sie imstande, die 
gesellschaftlichen Kräfte in ihrem Machtbe-
reich unter den Gesichtspunkten eines ideolo-
gisch-politischen Kampfes zusammenzufassen. 
Umgekehrt verhindern in den westlichen Län-
dern die Divergenzen, die sich dort frei ent-
wickeln können, vielfach jede einheitliche In-
teressenartikulation nach außen hin. Geziel-
ten und koordinierten östlichen Einflußnah-
men und Aufspaltungsbemühungen bieten 
sich daher zahlreiche Ansatz- und Angriffs-
stellen. Aus östlicher Perspektive erscheint 
dies als .ein entscheidendes westliches Schwä-
chemoment, das sich in einer Phase koexi-
stenzieller Entspannung für die ideologisch-
politischen Auseinandersetzungen optimal 
ausnutzen läßt.

Das ist freilich nur eine Seite der Medaille 
Die lockere Struktur der westlichen Gesell-
schaft kann auch ein Stärkemoment enthal-
ten. Der Reichtum der wirtschaftlichen und 
geistigen Entfaltungsmöglichkeiten in den 
westlichen Ländern übt eine starke Anzie-
hungskraft auf die Menschen im sowjetischen 
Herrschaftsbereich aus. Die Männer im Kreml 
und ihre Verbündeten sehen darin eine 
Gefahr für die Legitimation und den Be-
stand ihres Regimes. Aber auch abgesehen 
davon, sehen sie ihre Politik durch das Bei-
spiel der westlichen Gesellschaften bedroht 
Denn die westliche Liberalität läßt die Men-
schen innerhalb des sowjetischen Machtbe-



reichs an der Notwendigkeit eines unerbittli-
chen Ost-West-Gegensatzes zweifeln und gibt 
dort vorhandenen Neigungen zu einem weni-
ger militanten Verhalten gegenüber den poli-
tischen Grundprinzipien des Westens Auf-
trieb. Wenn aber die staatlichen und gesell-
schaftlichen Lebensordnungen der anderen 
Seite mit Verständnis und Duldsamkeit be-
trachtet würden, dann wäre dies nach amtli-
cher sowjetischer Auffassung mit einer 
Selbstpreisgabe des Kommunismus gleichbe-
deutend.

Die Kommunisten müssen, so lautet die offi-
zielle These, ihre weltgeschichtliche Mission 
durch unermüdliche Anstrengungen zur Nie-
derringung des Kapitalismus erfüllen. An-
dernfalls würde die gegnerische Sache 
triumphieren, indem der zum Untergang ver-
urteilte Kapitalismus eine Uberlebensgarantie 
erhielte. Dahinter steht augenscheinlich die 
Vorstellung, daß der Westen, wenn er erst 
einmal nicht mehr als der unvermeidliche 
Gegner behandelt werde, durch seine Frei-
heitsgewähr, seine Ideenvielfalt und seine Pro-
sperität eine unwiderstehliche Anziehungs-
kraft auf die Menschen im sowjetischen 
Machtbereich ausüben müsse. Wenn das 
richtig ist, dann hätte die Aufrechterhaltung 
des ideologischen Feindbildes die Funktion, 
das Stärkemoment des westlichen Staats- und 
Gesellschaftsmodelles zu neutralisieren. Zu-
gleich kann man davon ausgehen, daß die 
Chance der Einflußausübung auf die westli-
chen Länder, die das Konzept des zwischen-
gesellschaftlichen Kampfes der sowjetischen 
Führung eröffnet, zusätzlich einen entschei-
denden Anreiz bildet.

Es bedarf für den Kundigen keiner besonde-
ren Darlegung, daß die macht- und ordnungs-
politischen Gegensätze zwischen dem sowje-
tischen Lager und den westlichen Staaten in 
Europa nicht einfach hinwegdiskutiert wer-
den können. Sie müssen ausgetragen werden. 
Die Auseinandersetzung könnte auch die 
Form eines Dialogs annehmen. Das würde 
dem westlichen Staats- und Gesellschaftssy-
stem besser entsprechen als der gegenwärtige 
ideologisch-politische Kampf der Länder des 
Ostens, der dem Ziel einer allmählichen Aus-
höhlung und schließlichen Beseitigung der 
Westlichen Ordnungen untergeordnet ist. In 
diesem Falle hätten die Länder des sowjeti-

schen Typs eine Umstellung zu vollziehen. 
Allerdings würden sie dabei nicht nur Nach-
teile, sondern auch Vorteile erhalten. Der Um-
fang der publizistischen Apparate, der den 
kommunistischen Führungen zur Verfügung 
steht, und eine innenpolitische Situation, die 
durch das Fehlen von Oppositionsgruppen 
und mithin auch von Informationskorrektur 
gekennzeichnet ist, würde dafür sorgen, daß 
die östliche Seite ihre Konzepte mit einem 
unvergleichlichen Nachdruck ohne das Risiko 
störender Gegendarstellungen aus dem eige-
nen Land präsentieren könnte.

Die unterschiedliche Zuordnung von Staat 
und Gesellschaft

Dieser praktischen Aktionsvorteile ungeach-
tet, würde für die sowjetische Seite langfri-
stig ein ordnungspolitisches Problem entste-
hen. Während im Westen Staat und Gesell-
schaft grundsätzlich als unterschiedliche Be-
reiche behandelt werden, erlaubt die sowjeti-
sche These von der monolithischen Struktur 
des Sozialismus keine Abweichungen der ge-
sellschaftlichen Ordnung von den Spielregeln 
des staatlichen Lebens. Daher ist es nicht 
möglich, der Gesellschaft, so wie das in den 
westlichen Ländern der Fall ist, die Rolle 
eines vorstaatlichen Raumes zuzuweisen. Mei-
nungen und Standpunkte, die in den östlichen 
Gesellschaften geltend gemacht werden, erhal-
ten darum immer unmittelbare Bedeutung für 
die Vorgänge im staatlichen Bereich. Wenn in 
der Gesellschaft gegensätzliche Auffassungen 
ausgetragen werden, beeinträchtigt dies den 
staatlichen Entscheidungsprozeß, der sich in 
allen Ländern an einem einheitlichen Willen 
—: und nicht etwa an einem Gegeneinander 
konfligierender Ansichten und Interessen — 
zu orientieren hat. Es ist also nicht so wie im 
Westen möglich, daß der Streit der Meinun-
gen in einem vorstaatlichen gesellschaftli-
chen Raum ausgetragen und abgefangen wird. 
Da die Parteiführung eine völlige Kontrolle 
über die Gesellschaft beansprucht, berühren 
die gesellschaftlichen Auseinandersetzungen 
auch die zentralen Schaltstellen des Staates.

Unter den ordnungspolitischen Voraussetzun-
gen, die im sowjetischen Machtbereich gel-
ten, ist in der Monostruktur der Gesellschaft 
zugleich auch die Monostruktur des Staates 



bedroht. Eine pluralistische Gesellschaft 
scheint undenkbar, weil sie als Ausgangs-
punkt für eine Zerstörung der staatlichen 
Funktionen betrachtet wird. Da kein gesell-
schaftlicher Freiraum anerkannt ist, hätte ein 
Dialog, der von außen in die Gesellschaft hin-
eingetragen würde, den Charakter eines 
staatsaufspaltenden Konflikts. Konsequenter-
weise ist für die sowjetische Führung und 
ihre Verbündeten jede freie Diskussion, die in 
ihren Machtbereich hineinwirkt, gleichbedeu-
tend mit „Subversion", also mit einem nicht-
gewaltsam vorgetragenen Angriff gegen die 
bestehende Ordnung. Die vom westlichen 
Ausland ausgehenden geistigen Einflüsse 
werden als unzulässige auswärtige „Einmi-
schung" in die inneren Angelegenheiten der 
kommunistischen Staaten bekämpft.

In der Praxis relativiert sich allerdings der 
idealtypische Gegensatz zwischen den beiden 
ordnungspolitischen Systemen. Den Führun-
gen in den Staaten des sowjetkommunisti-
schen Typs stehen erhebliche Mittel zur Verfü-
gung, die auch im Falle einer freien Diskussion 
mit dem westlichen Ausland die Entfaltung 
von Gegenpositionen in der eigenen Gesell-
schaft aufhalten könnten. Das bleibende Ver-
bot aller unkontrollierten Organisationen 
reicht aus, um die Vertretung abweichender 
Standpunkte außerordentlich zu erschweren. 
Indem sich die Führung die organisatorische 
Mobilisation gesellschaftlicher Kräfte selbst 
vorbehält, beraubt sie alle etwaigen Konkur-
renten entscheidender Handlungsmöglichkei-
ten und verfügt über monopolitisch abgesi-
cherte Instrumente ihrer gesellschaftlichen 
Machtdurchsetzung.

Wie sich inzwischen auch in westlichen Ge-
sellschaften gezeigt hat, läßt sich die kommu-
nistische Ideologie überdies als ein wirksa-
mes Mittel der Disziplinierung der ihr ausge-
setzten Gruppen verwenden. Die Führung, die 
den Apparat der Ideologievermittlung be-
herrscht, kann ihre Politik als ein Erfordernis 
der Vernunft schlechthin darstellen und damit 
ihren Willen auf weite Zielgruppen übertra-
gen. Auf diese und andere Weise lassen sich 
Anhängerschaften gegen unerwünschte Ein-
wirkungen immunisieren.

Die westliche Trennung von Staat und Gesell-
schaft garantiert auf der anderen Seite kei-
neswegs, daß östliche Einflußnahme im ge-
sellschaftlichen Bereich steckenbleibt und 
nicht bis in die staatlichen Entscheidungszen-
tren vordringt. Die Gesellschaft bildet den 
Vorraum des Staates nicht nur in einem sepa-
rierenden, sondern auch in einem konstitu-
ierenden Sinne. Mit anderen Worten: Was 
sich auf der gesellschaftlichen Ebene tut, ist 
zwar von dem staatlichen Geschehen ge-
trennt, stellt aber zugleich die langfristig aus-
schlaggebenden Impulse für dieses her. Die 
Repräsentanten des Staates sind darauf ange-
wiesen, daß sie von hinreichend starken ge-
sellschaftlichen Kräften getragen werden. Da-
her können sich kommunistische Einflüsse in 
den westlichen Gesellschaften sehr wohl zu 
einem Wirksamkeitspotential summieren, das, 
wenn es stark genug wird, schließlich auf den 
Staat übergreifen und die bestehende Staats-
und Gesellschaftsordnung erschüttern muß. 
Von einer prinzipiellen Unverletzlichkeit der 
westlichen Gesellschaften gegenüber äußeren 
Einwirkungen kann also keine Rede sein.

3. Das sowjetische Konzept der gesellschaftlichen Ost-West-
Auseinandersetzung

„Friedliche Koexistenz" und „unausweichli-
cher Klassenkampf“

Die Politik der „friedlichen Koexistenz" mit 
dem Westen darf nach sowjetischer Ansicht 
keinesfalls dazu führen, daß das Gegensatz-
verhältnis abgeschwächt oder relativiert 
wird. Es geht demnach nur darum, „eine Lö-
sung für das dringlichste politische Problem 

der Gegenwart zu finden, nämlich das Entste-
hen eines ballistisch-nuklearen Krieges zu 
verhindern". Das „soziale Hauptproblem der 
Gegenwart", das heißt die Ablösung der west-
lich-demokratischen Ordnung durch das so-
wjetkommunistische System, dürfe deswegen 
nicht vernachlässigt werden. Diese Frage 
müsse „auf dem Wege des Kampfes zwischen 
den Klassen, zwischen Unterdrückten und 



Unterdrückern gelöst" werden. Darum wird 
den Prinzipien der „friedlichen Koexistenz“ 
für diesen zwischengesellschaftlichen Bereich 
ausdrücklich jede Gültigkeit abgesprochen. 
Als das beherrschende Merkmal der gegen-
wärtigen Geschichtsepoche gilt, daß jede 
Klasse „die Politik der friedlichen Koexistenz 
in ihrem Interesse und für ihre Klassenziele 
auszunutzen" suche, um „den großen histori-
schen Streit zwischen Kapitalismus und 
Sozialismus zu ihrem Nutzen zu entscheiden". 
In der Prognose, daß die bevorstehenden 
Jahrzehnte „nicht idyllisch sein" würden, 
kommt die Auffassung von einer unerbittli-
dien Schärfe der A

8
useinandersetzung zum 

Ausdruck ).

Dementsprechend wird der „historisch unaus-
weichliche Kampf" lediglich „in eine Bahn 
gelenkt, auf der keine Kriege, gefährlich

9

en 
Konflikte und unkontrollierten Wettrüstun-
gen drohen“. Er soll „im Bereich der Wirt-
schaft, der Politik und natürlich der Ideolo-
gie“ unerbittlich vorangetrieben werden ). 
Die militante Härte der anvisierten Auseinan-
äersetzungen kommt in Bezeichnungen wie 
„ideologischer Krieg" 10)  oder „Schlacht der 
Ideen" 11) zum Ausdruck. Die „friedliche 
Koexistenz", die den zwischengesellschaftli-
chen Kampf in sich schließt, wird als „Form 
der feindlichen Auseinandersetzung zwischen 
den beiden Gesellschaftssystemen" charakte-
risiert12 ). Während der Widerstreit der bei-
den Systeme in Politik und Wirtschaft stel-
lenweise durch einzelne Elemente der zwi-
schenstaatlichen Zusammenarbeit überlagert 
würde, nehme „die Rolle des ideologischen

13) Grundsatzartikel von V. Micheev in der außen-
politischen Fachzeitschrift „Mezdunarodnaja zizn'", 
11/1973, auszugsweise wiedergegeben in: Osteuro-
pa, 3/1974, A 132. Vgl. die Äußerungen M. A. Sus-
lovs vom 13. 7. 1973 zu diesem Thema, auszugs-
weise wiedergegeben in: Osteuropa, 7/1974, A 458.
14) Beitrag von Ju. Nikolaev zu einer Diskussion 
sowjetischer Außenpolitikexperten Anfang 1973, 
auszugsweise wiedergegeben in: Osteuropa, 7/1973, 
A 474 f.

8) So in einem programmatischen Artikel von A. 
Bovin in: Izvestija, 11. 9. 1973, auszugsweise wie-
dergegeben in: Osteuropa, 7/1974, A 458—460.

9) Rede von KPdSU-Generalsekretär L. Breshnev 
vom 21. 12. 1972 anläßlich des 50. Jahrestages des 
Bestehens der UdSSR, zitiert nach der auszugswei-
sen Wiedergabe in: Osteuropa, 7/1974, A 457.

10) Rede von L. Breshnev auf dem 24. Parteitag der 
KPdSU vom 30. 3. 1971, in: Pravda, 31. 3. 1971.

11) Leitartikel des theoretischen Parteiorgans „Kom-
munist“, 14/1973, auszugsweise wiedergegeben in: 

steuropa, 7/1974, A 461; Grundsatzartikel von V. 
Midheevy in der außenpolitischen Fachzeitschrift 
.Mezdunarodnaja izn‘" 11/1973, auszugsweise wie-
dergegeben in: Osteuropa, 3/1974, A 132.

Grundsatzartikel v°n A. Sovetov in der außen-
Pplitischen Fachzeitschrift „Mezdunarodnaja izn", 

972, auszugsweise wiedergegeben in: Osteuropa, 
''‘973, A 467.

Kampfes ... unter den Bedingungen der inter-
nationalen Entspannung besonders zu" und 
rücke „immer mehr in den Vordergrund". 
Nach sowjetischer These geht dies „vor allem 
darauf zurück, daß in der derzeitigen Lage die 
Bedeutu

13

ng der ideellen Einwirkung auf die 
Masse und der Verbreitung dieser oder jener 
Ideen und Ansichten unter ihnen gewaltig zu-
nimmt" ).  Mit anderen Worten: Der Charak-
ter des Feindseligkeitsverhältnisses zwischen 
Ost und West wird in den Bereichen, in de-
nen ohne ein Risiko der wechselseitigen phy-
sischen Vernichtung um die Macht gerungen 
werden kann, uneingeschränkt aufrechterhal-
ten. a

Die sowjetischen Vorstellungen über die 
durchzusetzenden Kampfbedingungen

Wenn es darum geht, einen Kampf möglichst 
erfolgreich zu führen, dann muß man nach 
der Festlegung von möglichst einseitig begün-
stigenden Bedingungen streben. Die sowjeti-
sche Führung sucht Spielregeln der gesell-
schaftlichen Ost-West-Auseinändersetzung zu 
etablieren, die ihr besondere Vorteile gegen-
über der westlichen Seite einräumen sollen. 
Den Kommunisten soll in den westlichen Län-
dern „eine ehrliche, wahrhaftige Propagie-
rung der Vorzüge der sozialistischen Ord-
nung, der Erfahrungen und der Errungen-
schaften des Sozialismus sowie eine Darle-
gung der Wahrheit über den Kapitalismus für 
die breiten Massen" gestattet sein. Entspre-
chende Bemühungen von Anhängern west-
lich-demokratischer Auffassungen innerhalb 
des sowjetischen Machtbereichs dagegen 
werden als „ideologische Diversionen", „Ver-
leumdung" und „Desinformatio

14

n" verurteilt, 
die nach den Normen der „friedlichen Koexi-
stenz" nicht zulässig sind. Die sowjetische 
Seite wehrt sich dagegen, daß „man sie aner-
kennen und damit in gewissem Maße als For-
men des ideologischen Kampfes schlechthin 
legalisieren" könne )  :— offensichtlich weil 



auf diese Weise dem gesellschaftlich-politi-
schen Gegner reziproke Rechte gehören wür-
den.

Die „Kräfte des Friedens und des gesellschaft-
lichen Fortschritts" aber sollen in den westli-
chen Gesellschaften „offensiv die Ideen des 
Sozialismus propagieren und umfassend die 
Überlegenheit der sozialistischen Prinzipien 
der gesellschaftlichen Ordnung in aller Welt 
darlegen". Dabei sollen sie „gleichzeitig die 
prinzipielle Kritik am Kapitalismus als gesell-
schaftliche Ordnung verschärfen, die durc

15

h 
ihn hervorgerufenen antagonistischen Wider-
sprüche bloßlegen, die Verantwortung des 
Kapitalismus für gesellschaftliche Unterschie-
de, das Fehlen des Glaubens an die Zukunft, 
die Regionen des Elends, die Zuspitzung der 
zwischenmenschlichen Beziehungen, die feh-
lenden menschenwürdigen gesellschaftlichen 
Ideale und die Verarmung der geistigen Sphä-
re des gesellschaftlichen Lebens deutlicher 
machen". Der Kapitalismus soll „als ein über-
lebtes Gesellschaftssystem wirkungsvoller 
kritisiert werden". Der propagandistische 
Auftrag lautet, die Menschen in den westli-
chen Ländern davon zu überzeugen, daß „alle 
Gefahrenquellen für die friedliche Entwick-
lung der Welt im Kapitalismus begründet 
sind“ und daß „nur der Sozialismus die drän-
genden Probleme der Entwicklung der 
Menschheit lösen kann" ).

Diese Einflußnahme soll in den westlichen 
Ländern ungehindert vor sich gehen können; 
der Gedanke an eine mögliche „Prävention 
der ideologischen Einwirkung auf die kapi

16
ta-

listische Welt" wird scharf verurteilt ). Die 
Leiter der sowjetischen Politik sind umge-
kehrt keineswegs damit einverstanden, wenn, 
wie es heißt, „bestimmte Kreise" des Westens 
„unter der Maske des ,Kulturaustauschs' für 
sich die Freiheit der ideologischen Expansion 
in den sozialistischen Ländern zu erlangen“ 

suchen17). Den westlichen Staaten wird Vor. 
geworfen, sie wollten „ungehindert die bür-
gerliche Ideologie im Osten propagieren/ 
Derartige „Einmischungen" und „Diversio-
nen" könnten nicht in Frage kommen18 ). Der 
„Zugang zu den Gemütern der Menschen, die 
in der sozialistischen Gesellschaft leben“, soll 
den Anhängern der westlichen Demokratie 
unbedingt verwehrt bleiben. Dementspre-
chend werden alle unerwünschten Nachrich-
ten und Ideen au

19

s dem Westen zu „einem un-
aufhaltsamen Sturzbach gnadenlosester Des-
information" erklärt, der niemandem zuge. 
mutet werden könne. Einen „ungehinderten 
Zugang" dürfe es nur geben „zu objektiver 
Information, die geeignet ist, den Interessen 
des wechselseitigen Verstehens der Völker 
und ihrer Aufklärung zu dienen" ). Darun-
ter sind nur die Informationen zu verste-
hen, welche die sowjetische Führung als sol-
che akzeptiert.

15) Überlegungen der Prager Ideologie-Konferenz 
vom Januar 1974 zu Ausführungen des für ideolo-
gische Fragen zuständigen ZK-Sekretärs der PVAP, 
J. Lukaszewicz, im theoretischen Organ seiner Par-
tei „Nowe Drogi“, 2/1974, auszugsweise wiederge-
geben in: Osteuropa, 7/1974, A 455.
16) Grundsatzartikel von S. Sanakoev in der außen-
politischen Fachzeitschrift „Mezdunarodnaja izn", 
11/1973, auszugsweise wiedergegeben in: Osteuro-
pa, 3/1974, A 129.

17) Grundsatzartikel von V. Matveev in der außen-
politischen Fachzeitschrift „Mezdunarodnaja zizn , 
11/1973, auszugsweise wiedergegeben in: Osteuro-
pa, 3/1974, A 130. ,
18) Ausführungen von M. Michajlov über den Ta-
gesordnungspunkt III der KSZE in der außenpoliti-
schen Fachzeitschrift „Mezdunarodnaja zizn 
4/1973, auszugsweise wiedergegeben in: Osteuropa, 
7/1973, A 476? .
19) Ungezeichneter Leitartikel des theoretischen 
Parteiorgans der KPdSU, „Kommunist", 14/1971 
auszugsweise wiedergegeben in: Osteuropa, 7/19741 
A 462 f.
20) Rede von M. Suslov am 13. 7. 1973, wiederge-
geben in: Pravda, 14. 7. 1973.

Das sowjetische Aktionsprogramm des inter-
nationalen gesellschaftlichen Kampfes hat zur 
Voraussetzung, daß sich das ideologisch-poli-
tische Ringen um die Gemüter der Menschen 
nur in der westlichen Welt, nicht aber im so-
zialistischen Lager abspielt. Michail Suslov, 
Mitglied des Politbüros der KPdSU und Leiter 
des außenpolitischen Apparats des ZK, sprach 
unumwunden davon, daß der „heftige Klas-
senkampf sowohl in der internationalen Are-
na als auch innerhalb der Länder des Kapita-
lismus" zu führen sei20 ). Die Abschirmung 
des sowjetischen Machtbereichs gegen alle 
politisch störenden westlichen Einflüsse soll 
es ermöglichen, daß die Führung der KPdSU 
und die mit ihr verbundenen Parteien ihre 
Kräfte auf den gesellschaftlichen Kampf im 
Westen konzentrieren können.



Thesen der Begründung und Rechtfertigung

Nach sowjetischer Lesart findet, wenn die 
prosowjetischen Kräfte den gesellschaftlichen 
Kampf in den westlichen Ländern vorantrei-
ben, kein „Export der Revolution" statt, der 
dem als unzulässige Einmischung gebrand-
markten „Export der Konterrevolution" von 
Westen nach Osten entsprechen würde. Die 
gesellschaftliche Lage in der sozialistischen 
Gemeinschaft, so heißt es begründend, unter-
scheide sich in zweierlei Hinsicht grundle-
gend von der gesellschaftlichen Lage im We-
sten. Erstens berge der Kapitalismus im Ge-
gensatz zum Sozialismus antagonistische Wi-
dersprüche in sich, die unvermeidlich zu in-
neren Konflikten führten und auf eine Beseiti-
gung der bestehenden Ordnung hindrängten. 
Zweitens werde der Kampf — anders als im 
Warschauer-Pakt-Bereich — von opponieren-
den Kräften getragen, die aus der eigenen Ge-
sellschaft kämen und von außen nur unter-
stützt würden. Die Argumentation läuft prak-
tisch darauf hinaus, daß aus der Tatsache, 
daß auf der westlichen Seite Opposition zuge-
lassen ist und auf der östlichen Seite nicht, 

auf die faktische und moralische Rechtferti-
gung der Konfliktanheizung im Westen und 
der Konfliktunterdrückung im Osten ge-
schlossen wird.

Westliches Verlangen nach ausgewogeneren 
Bedingungen für den gesellschaftlichen 
Kampf wird mit dem interessanten Argument 
abgewiesen, daß es sich um ein Entlastungs-
manöver handele, mit dessen Hilfe die Ver-
treter des kapitalistischen Systems die ihnen 
innerhalb des eigenen Lagers entgegentreten-
de Bedrohung abzuwenden suchten: „Wenn 
man sich schon nicht von den .gegenwärtigen 
gesellschaftlich-ideologischen Antagonismen' 
in den kapitalistischen Ländern befreien 
kann, dann will man wenigstens versuchen, 
irgend et

21
was Ähnliches im Rahmen des entge-

gengesetzten Systems zu schaffen." ) Die 
„ideologische Offensive“ des sowjetischen 
Lagers gegen die westlichen Länder, die sich 
auf der Basis der angestrebten einseitigen 
Abschirmung des Warschauer-Pakt-Bereichs 
gegen alle westlichen Einflüsse

22

 entfalten soll, 
unterliegt ausdrücklich einer engen Koordina-
tion unter Moskauer Regie ).

4. Das sowjetische Verhalten bei den Beratungen über einen freieren 
Austausch von Menschen, Informationen und Ideen

Die ablehnende Ausgangsposition

Die sowjetische Führung hat sich bis zum De-
zember 1972 schärfstens allen westlichen For-
derungen widersetzt, die freiere Bewegung 
von Personen, Informationen und Ideen in 
beiden Richtungen über die Ost-West-Schei-

delinie hinweg zu einer Frage des Entspan-
nungsprozesses im allgemeinen und der Euro-
pa-Konferenz im besonderen zu machen. 
Rechtfertigend hieß es, die diplomatischen 
Gespräche könnten lediglich den zwischen-
staatlichen Beziehungen gelten23 ). Mit dieser 
Begründung lehnten die sowjetischen Vertre-

21) Grundsatzartikel von S. Sanakoev in der außen-
politischen Fachzeitschrift „Mezdunarodnaja izn", 
41974, auszugsweise wiedergegeben in: Osteuro-
pa, 7/1974, A 473.

22) Dies wurde ausdrücklich festgestellt von dem 
Leiter des ZK-Apparats für Westarbeit, B. Pono-
marev, in einem programmatischen Artikel (V. I. 
Ionin i mezdunarodnoe kommunisticeskoe dvie-
nie) in: Kommunist, 2/1974, S. 8, und von dem für 
ideologische Fragen zuständigen ZK-Sekretär der 
PVAP, J. Lukaszewicz, in dem theoretischen Partei-
organ „Nowe drogi", 2/1974, auszugsweise wieder-
gegeben in: Osteuropa, 7/1974, A 456. Vgl. auch 
andere Dokumente zum Komplex der ideologischen 

Onzertierung im sowjetischen Machtbereich: Ost-

europa, 7/1974, A 441—456. Hierzu auch die Ana-
lyse von C. Olgin, Communists and Socialists in 
Capitalist Countries, Radio Liberty Research, RL 
312/74, 30. 9. 1974, S. 2. Die Existenz geheimer 
Ideologie-Vereinbarungen zwischen der KPdSU und 
fast allen anderen KP’s der Warschauer-Pakt-Staa-
ten war bereits vorher aus polnischen und ostdeut-
schen Quellen sowie durch westliche Journalisten 
in Osteuropa bekannt geworden. Angaben auch in: 
Sowjetunion 1973, hrsg. vom Bundesinstitut für 
ostwissenschaftliche und internationale Studien, 
München 1974, S. 139 f.
28) Vgl. die Stellungnahme von §. Sanakoev in der 
außenpolitischen Fachzeitschrift „Mezdunarodnaja 
zizn'“, 7/1972, auszugsweise wiedergegeben in: Ost-
europa, 7/1973, A 468. 



ter während der ersten Runde der Vorgesprä-
che zur Europa-Konferenz in Helsinki alle 
Vorschläge ab, Fragen des Kontakts und der 
Kommunikation auf die Tagesordnung zu set-
zen. Sehr bald zeichnete sich ab, daß die 
UdSSR und ihre Verbündeten mit dieser Hal-
tung allein dastanden.
Der freiere Austausch begann zum Kristallisa-
tionspunkt einer antisowjetischen Einheits-
front der atlantischen und neutralen Staaten 
Europas zu werden. Die sowjetische Führung 
sah in dieser Entwicklung begreiflicherweise 
eine Gefahr für den Verlauf der Konferenz. 
Daher entschloß sie sich zu einer Modifika-
tion ihres Standpunktes.

Taktische Anpassung an das Verlangen der 
westlichen Konferenzteilnehmer

Am 21. Dezember 1972 erklärte Breshnev, 
auch sein Land befürworte eine kulturelle Zu-
sammenarbeit, den Austausch von Ideen, die 
Erweiterung der Information und der Kontak-
te zwischen den Völkern — freilich unter der 
Voraussetzung, daß
— die Souveränität, die Gesetze und die Ge-
pflogenheiten der beteiligten Länder respek-
tiert würden und
— eine geistige Bereicherung, eine Vermeh-
rung des Vertrau

24

ens und eine Stärkung der 
friedlichen Beziehungen das Resultat für die 
beteiligten Völker bilden würden ).

Die sowjetische Führung war demnach bereit, 
die Diskussion eines freieren Austauschs in 
Europa auf der Konferenz zuzulassen.
In der Sache jedoch hatte sich der sowjeti-
sche Standpunkt kaum geändert. Breshnevs 
Aussage enthielt das Verlangen, daß die so-
wjetkommunistischen Staaten weiter eine un-
eingeschränkte Kontrolle über alle sie betref-
fenden transnationalen Austauschprozesse 
ausüben müßten. Die Bewegung von Perso-
nen, Informationen und Ideen über die Gren-
zen hinweg sollte also wie bisher von den 
osteuropäischen Parteiführungen willkürlich 
zugelassen oder verweigert, kanalisiert und 
eingeengt, manipuliert und überwacht wer-

den. Die beiden unterschiedlichen Vorbehalte 
dienten gleichermaßen diesem Zweck.

Die uneingeschränkte Unterordnung der Aus-
tauschprozesse unter die einzelstaatlichen 
Souveränitätsrechte und die aus ihnen resul-
tierenden willkürlichen Normensetzungei 
waren dazu bestimmt, allen etwaigen Be-
schlüssen der Europa-Konferenz, die mit den 
sowjetischen Wünschen nicht übereinstim. 
men würden, von vornherein jede Verbind-
lichkeit zu nehmen. Die Festlegung auf be-
stimmte inhaltliche Kriterien des Kontakts 
und der Kommunikation diente dem Zweck, 
ausschließlich diejenigen Austauschprozesse, 
die den sowjetischen Vorstellungen entspre-
chen, für zulassungswürdig zu erklären.

Auseinandersetzung und Kompromiß bei der 
Festlegung der Tagesordnung

Während der folgenden Vorgesprächsrunden 
in Helsinki spitzte sich die Auseinanderset-
zung darauf zu, ob es den Führungen der 
UdSSR und ihrer Gefolgsstaaten freistehen 
sollte, nach ihrem jeweiligen unumschränkten 
Belieben die geistigen und menschlichen Be-
wegungen über die Ost-West-Scheidelinie 
hinweg zu kontrollieren, einzuschränken und 
abzuwürgen. Die östlichen Vertreter machten 
dabei überdeutlich, daß es nach ihrer Ansicht 
nur darum ging, die bereits bestehenden Aus-
tauschpraktiken — insbesondere die eng re-
glementierten und leicht kontrollierbaren For-
men der kollektiven Touristik und Delegati-
onsentsendung oder entpolitisierte kulturelle 
Austauschunternehmungen — unverändert 
beizubehalten und quantitativ zu verbessern. 
Bei den bürokratischen Einschränkungen, Be-
hinderungen und Belastungen, denen insbe-
sondere die sich individuell in der Sowjet-
union aufhaltenden westlichen Staatsbürger 
ständig ausgesetzt sind, sollte kein Abbau zur 
Diskussion stehen können, weil das angeblich 
auf einen Eingriff in die landeseigenen Geset-
ze und Gepflogenheiten hinauslaufen würde. 
Einzelne Auswüchse der westlichen Kultur 
wie Pornographie oder Rechtsextremismus 
mußten dazu herhalten, um den Anschein zu 
erwecken, als müsse jegliches Einwirken 
westlichen Gedankenguts auf Osteuropa zur 
Zerstörung der elementarsten moralischen 
Grundlagen der Gesellschaft und zur Auslö-

24) Wiedergabe der entsprechenden Passagen in: 
Osteuropa, 7/1973, A 469 f.



sung völkerverhetzender Feindschaftsemotio-
nen führen25).

2 Bezeichnend für die Argumentation sind bei-
spielsweise die Ausführungen von M. Michajlov in
der außenpolitischen Fachzeitschrift „Mezdunarod-
naja zizn'“, 4/1973, auszugsweise wiedergegeben in:
Osteuropa, 7/1974, A 475—477.
26)Vgl die Argumentation von V. Kravcov,
2bceevropejskoe s0Vescanie: na puti k istori-
ceskim resenijam, in: Mirovaja ekonomika i me-
dunarodnye otnosenija, 9/1974, S. 36.

27) Auf dieses Verhaltensmuster, das seit den Früh-
P äsen sowjetischer Expansion immer wieder fest-

zustellen ist, weist hin L. Sil’nickaja, Vospominanija 
o Bratislave, Radio Svoboda (München), Issledova-
tel’skij otdel: Vospomogatel’nye materialy, RS 168/ 
74, 6. 6. 1974, S. 5. (Die Verfasserin — eine mit
einem Tschechoslowaken verheiratete Russin — 
ging dabei von Beobachtungen aus, die sie als 
Dolmetscherin während der Preßburger Konferenz
vom 3. 8. 1968 machte.) Aufschlußbereich ist der
Umstand, daß sich der österreichische Bundeskanz-
ler Kreisky Anfang 1974 dem sowjetischen An-
sinnen ausgesetzt sah, gegen die Publikation be-
stimmter Auffassungen in der Presse seines Landes 
tätig zu werden. Einwirkungen auf Finnland in die-
sem Sinne: Sowjetunion 1973, a. a. O., (Anm. 22), 
S. 157.
28) Text: Schlußempfehlungen der Helsinki-Konsul-
tationen [sechssprachig], Helsinki 1973, S. 14—17/ 
Europa-Archiv, 13/1973, D 374—376.
29) Zitiert nach Pravda, 5. 7. 1973. Wiedergabe der
DDR-amtlichen Übersetzung in: Europa-Archiv, 16/
1973, D 427—435.

Die östlichen Diplomaten begnügten sich je-
doch nicht damit, den westlichen Wünschen 
nach mehr Kontakt und Kommunikation in 
Europa bloß defensiv entgegenzutreten. Viel-
mehr versuchten sie auch, zur politischen Ge-
genoffensive überzugehen. Nach vorangegan-
gener blockinterner Absprache stellte Ende 
Februar 1973 der polnische Vertreter die The-
se auf, die Staaten müßten eine „Verantwor-
tung” für alle Einflüsse übernehmen, die von 
ihren Gesellschaften auf andere Länder aus-
gingen. Das Prinzip der freien Meinungsäuße-
rung, so fügte er ausdrücklich hinzu, dürfe 
keine „Ausrede“ darstellen, mit deren Hilfe 
sich die Regierungen der Verantwortung ge-
genüber anderen Ländern entziehen könn-
ten26 ).
Im Klartext hieß dies, daß die sowjetische 
Führung und ihre Verbündeten von den west-
lichen Regierungen Rechenschaft zu fordern 
befugt sein sollten, wann immer sie uner-
wünschte westliche Einflüsse in Osteuropa 
bemerken würden. Die demokratischen 
Grundrechte, die für die Rechts- und Staats-
ordnung in den westlichen Ländern konstitu-
tiv sind, sollten die westlichen Regierungen 
nicht vor östlichen Zumutungen schützen 
können. Das Verlangen lief praktisch darauf 
hinaus, daß, wenn die sowjetische Führung 
den westlichen Staaten ei
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ne Komplicenrolle 
im Kampf gegen unliebsame gesellschaftliche 
Tendenzen in Osteuropa zuweisen würde, bei 
Bedarf auch staatsbürgerliche Freiheiten in 
den westlichen Gesellschaften einzuschrän-
ken oder aufzuheben wären. Die Forderung 
entspricht einem durchgängigen außenpoliti-
schen Verhaltensmuster der UdSSR: Wo im-
mer die sowjetische Führung ihre Macht ge-
genüber anderen Ländern geltend zu machen 
begann, drang sie zuerst auf eine Repression 
unerwünschter Meinungsäußerungen ).

Die Schlußempfehlungen, die aus den Vorge-
sprächen über die Tagesordnung der Europa-
Konferenz hervorgingen, enthielten Kompro-
mißformulierungen. Da die Unterschiedlich
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-
keit der Standpunkte nicht überwunden oder 
auch nur verringert werden konnte, blieb 
trotz detaillierter Ausführungen in der Agen-
da Raum für entgegengesetzte Themenakzen-
te ).

Der Auftakt der Europa-Konferenz

Demzufolge traten die unterschiedlichen Auf-
fassungen bei nächster Gelegenheit, bei der 
Eröffnung der Außenministert^gung der Euro-
pa-Konferenz in Helsinki, in voller Schärfe 
hervor. Für die Sowjetunion sprach Gromyko 
dezidiert von einer „Ausweitung der kulturel-
len Zusammenarbeit sowie der Kontakte von 
Organisationen und Menschen" — also von 
einer quantitativen, nicht aber einer qualitati-
ven Verbesserung. Anschließend wiederholte 
er in ausführlicher Form die Aussagen, die 
Breshnev im Dezember 1972 gemacht hatte29 ).

Demgegenüber erklärte der belgische Außen-
minister van Eislande, die Entspannung in Eu-
ropa könne „nur dann vollständig und dauer-
haft“ sein, „wenn sich die Europäer wirklich 
frei bewegen können und wenn sie sich ohne 
irgendwelchen Zwang ausdrücken können, 
wenn sie das sehen und besuchen dürfen, was 
sie wollen". Er fügte hinzu, es sei „unvorstell-
bar", daß man sich in dieser Hinsicht „nur 
mit vagen Versprechungen zufriedengeben 



könnte“. Der französische Außenminister Jo-
bert bezeichnete den „Weg der Freiheit" als 
das entscheidende Problem des Friedens und 
der Sicherheit u
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nd sprach die Überzeugung 
aus, „daß der Friede durch den Austausch der 
Ideen und der Waren, durch die Freizügigkeit 
der Menschen und durch die Selbstbestim-
mung der Menschen geht" ).  Gleichgerich-
tete Bekundungen gaben auch die Repräsen-
tanten der anderen westlich-demokratischen 
Staaten ab.
Der Gegensatz fand-auch in den vorgelegten 
Textentwürfen seinen Niederschlag. Die so-
wjetische Delegation definierte in ihrem Pro-
jekt für eine Generaldeklaration vom 4. Juli 
1973 Nicht-Einmischung als die Pflicht der 
Teilnehmerländer, „die politischen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Grundlagen der 
anderen Staaten zu respektieren“. Außerdem 
sollten sich die auf der Konferenz versammel-
ten Staaten unter anderem dazu bereit erklä-
ren, „eine Ausweitung der kulturellen Zusam-
menarbeit, der Kontakte zwischen den Orga-
nisationen und Menschen und des Tourismus 
sowie einer Verbreitung von Information zu 
fördern". Diese Bemühungen sollten dem Ziel 
dienen, „daß die wahrhaften Werte der Kul-
tur und der Kunst zum gemeinsamen Besitz 
der Völker werden und daß die Gefühle der 
Achtung und der Wohlgesonnenheit zwischen 
den Völkern sowie die Ideen der friedlichen 
Koexistenz und der gleichberechtigten Zu-
sammenarbeit in Europa im Bewußtsein der 
Menschen, insbesondere der jungen Genera-
tion, Wurzeln schlagen"31 ). Die sowjetische 
Seite stellte damit eindeutig klar, daß nach 
ihrer Absicht ein Ost-West-Austausch in Eu-
ropa nur so weit stattfinden sollte, wie er 
nach ihrem Ermessen dem angegebenen Ziele 
dienlich sein würde. Außerdem war daran ge-
dacht, daß die Europa-Konferenz lediglich all-
gemeine Normen aufstellen sollte. Die kon-
kreten Regelungen sollten anschließend von 
den interessierten Staaten getroffen wer-
den.

32) Text: Pravda, 8. 7. 1973 / Europa-Archiv, 16/1973, 
D 487—490.
33) Wiedergabe der wichtigsten Texte: Europa-Ar-
chiv, 16/1973, D 472—481.

Am folgenden Tag legten aufgrund einer 
blockinternen Absprache Polen und Bulgarien 
den Entwurf einer Deklaration über Fragen 
der kulturellen Zusammenarbeit, der Kontak-

30) Europa-Archiv, 16/1973, D 450.
M) Text: Pravda, 5. 7. 1973 / Europa-Archiv, 16/1973, 
D 481—483.

te und des Informationsaustauschs vor. Die 
Präambel enthielt dem Sinne nach wieder die 
beiden Vorbehalte Breshnevs. Die anschlie-
ßenden konkreten Punkte brachten zum Aus-
druck, daß der Abschluß zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen über kulturelle Zusammenar-
beit, über Kooperation im Bildungswesen, 
über Informationsaustausch sowie über inter-
institutionelle und touristische Kontakte 
wünschenswert sei. Den Formulierungen lag 
deutlich das Konzept der Kulturabkommen 
zugrunde, wie sie die Sowjetunion und ihre 
Verbündeten herkömmlicherweise mit westli-
chen Ländern abschlossen32 ). Im Unterschied 
dazu brachten die Vertreter zahlreicher west-
europäischer Staaten 
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detaillierte Einzelent-
würfe ein, die genau umschriebene Verbesse-
rungen in den verschiedenen Einzelbereichen 
des Kontakts und der Kommunikation in Eu-
ropa vorsahen ).

Ein Kompromiß und seine Interpretation 
durch die UdSSR

Wie nicht anders zu erwarten war, stießen 
die gegensätzlichen Auffassungen bei den 
Genfer Sachverständigenverhandlungen seit 
dem Herbst 1973 hart aufeinander. Die östli-
chen Vertreter erklärten sich nach langem 
Hin und Her schließlich bereit, über manche 
der westlicherseits gewünschten Verbesse-
rungen zu sprechen, falls die vorgesehenen 
Maßnahmen durch Formulierungen in der 
Präambel qualifiziert würden, welche die 
Prinzipien der Souveränität und der Nicht-
einmischung sowie die Respektierung der 
einzelstaatlich gültigen Gesetze und Gepflo-
genheiten zur obersten Richtschnur erhöben. 
Dieses Verlangen wurde von den nicht-kom-
munistischen Delegationen als Ausdruck der 
Absicht verstanden, eine Barriere gegen den 
Ost-West-Austausch zu errichten. Dagegen 
richtete sich heftiger Widerstand.
Kurz vor der Sommerpause 1974 wurde ein 
Kompromiß entworfen, der die Grundsatzfra-
gen zu regeln bestimmt war. Unter dem Vor-
behalt, daß über die noch strittigen Punkte 
des Verhandlungsprogramms, insbesondere 



der nachfolgenden Einzelresolutionen, eine 
Übereinkunft zustande komme, einigten sich 
die Delegationen auf eine Präambel zu den 
Texten über den zwischengesel
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lschaftlichen 
Austausch. Das Einvernehmen wurde wesent-
lich dadurch ermöglicht, daß die östliche Sei-
te auf ihr Verlangen nach einem nachdrückli-
chen Hinweis auf die Normativität der je-
weils landesüblichen „Sitten und Gewohnhei-
ten“ verzichtete, während die westlichen Ver-
treter einer Erwähnung souveräner Befugnis-
se zustimmten ).

Nach der vorgesehenen Formulierung plädier-
ten die Teilnehmerstaaten für eine „Steige-
rung des Austauschs" von Menschen und In-
formationen und bezeichneten sich als „ent-
schlossen“, dafür „bessere Bedingungen zu 
schaffen, bestehende Formen der Zusammen-
arbeit zu entwickeln und zu stärken sowie 
neue, diesen Zielen gemäße Mittel und Wege 
auszuarbeiten". Der Hinweis auf die Nutzung 
bestehender Austauschverfahren entsprach 
dabei der östlichen Vorstellung, daß kein 
qualitativer Wandel eintreten solle, während 
dem westlichen Drängen auf eine Revision 
der bisherigen restriktiven Kontakt- und 
Kommunikationspraktiken mit dem Passus 
über neuartige Modalitäten Genüge getan 
wurde. Außerdem hieß es, alle Teilnehmer-
staaten achteten das Recht jedes anderen Teil-
nehmerstaates, „sein politisches, soziales, 
wirtschaftliches und kulturelles System zu 
wählen und zu entwickeln sowie sein Recht, 
seine Gesetze und Verordnungen zu bestim-
men". Diese Festlegung war deutlich von öst-
lichen Auffassungen geprägt. Einschränkend 
wurde jedoch hinzugefügt, daß die Staaten 
bei der Ausübung ihrer souveränen Rechte 
bereit seien, „ihren rechtlichen Verpflichtun-
gen aus dem Völkerrecht" nachzukommen. 
Damit war nach westlicher Ansicht die Mög-
lichkeit verbaut, daß sich einzelne Regierun-
gen unter Berufung auf ihre souveränen Be-
fugnisse den auf der Europa-Konferenz oder 
anderswo übernommenen Pflichten hinsicht-
lich des zwischengesellschaftlichen Aus-
tauschs willkürlich entziehen könnten. Der

34) In Genf beharrt der Westen auf Wahrung seiner 
Rechte, in: FAZ, 27. 7. 1974; Bonn begrüßt Fort-
schritt bei Sicherheitskonferenz, in: Stuttgarter Zei-
tung, 31. 7. 1974; Undurchsichtiges an der „Sicher-
heitskonferenz", in NZZ, 6. 8. 1974. 

vereinbarte Text nahm darüber hinaus auf 
den Prinzipienkatalog der Europa-Konferenz 
als diejenigen Normen Bezug, an denen sich 
das Verhalten der Teilnehmerstaaten ausrich-
ten werde 35).  Das bedeutete, daß unter ande-
rem der Grundsatz von der Achtung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten (bei dessen 
Formulierung im Herbst 1974 kein Vorbehalt 
bezüglich staatlicher Kompetenz eingefügt 
wurde) maßgebend sein sollte.

Die sowjetische Seite freilich suchte in der 
Öffentlichkeit den Eindruck zu erwecken, als 
habe sich ihr Standpunkt voll durchgesetzt. 
Zeitungen und Zeitschriften der UdSSR ver-
breiteten die Version, der Ost-West-Aus-
tausch solle nach der getroffenen Vereinba-
rung „unter voller Respektierung der Prinzi-
pien" stattfinden, „welche die Beziehungen 
zwischen den Teilnehmerstaaten regeln, ins-
besondere der Prinzipien der souveränen 
Gleichheit der Staaten und der Nicht-Einmi-
schung in die inneren Angelegenheiten" 36 ). 
Dabei suggerierte die ständige Wiederholung 
der gleichen Worte, daß es sich um den exak-
ten Text handeln müsse. Tatsächlich aber lag 
eine Kombination weit auseinanderliegender 
Formulierungsbruchstücke vor, die in der an-
gegebenen Weise irreführend war. Denn es 
war zwar richtig, daß der Prinzipienkatalog, 
also auch die beiden Grundsätze der souve-
ränen Gleichheit und der Nicht-Einmischung, 
in einen Bezug zu den Verfahrensnormen bei 
Kontakt und Kommunikation gebracht wor-
den waren, aber es konnte keine Rede davon 
sein, daß gerade diesen beiden Elementen ein 
besonderes Gewicht in diesem Zusammen-

35) Rekonstruktion der Textstücke nach den über-
einstimmenden Zitaten und Angaben bei: H. Kep-
per, KSZE kommt von der Stelle, in: Frankfurter 
Rundschau, 31. 7. 1974; Bonn begrüßt Fortschritt bei 
der Sicherheitskonferenz, in: Stuttgarter Zeitung, 
31. 7. 1974; Bonn sieht Sicherheitsfortschritte in 
Genf, in: Süddeutsche Zeitung, 31. 7. 1974. Zu den 
folgenden Ergebnissen bei den Beratungen über die 
relevanten Teile des Prinzipienkatalogs (Menschen-
rechte, Perspektiven beim Selbstbestimmungsrecht) 
vgl. Zwischenspurt auf der Genfer Sicherheitskon-
ferenz, in: FAZ 17. 12. 1974.
36) Za bezopasnost' i sotrudnicestvo v Evrope, in: 
Pravda, 28. 7. 1974; V. Kravcov, Obsceevropejskoe 
sovescanie: na puti k istoriceskim resenijam, in: 
Mirovaja ekonomika i mezdunarodnye otnosenija, 
9/1974, S. 33, 37; Tekuscie problemy mirovoj poli-
tiki, in: Mirovaja ekonomika i mezdunarodnye ot-
nosenija, 10/1974, S. 94. 



hang beigelegt worden wäre. Das gilt um so 
mehr, als bei der Abfassung beider Prinzipien 
keinerlei Hinweis darauf eingefügt wurde, 
daß „Souveränität" und „Nicht-Einmischung" 
abweichend vom herkömmlichen Gebrauch 
dieser Begriffe wesentlich auch die Befugnis 
der Staaten zur Unterbindung zwischengesell-
schaftlicher Austauschprozesse bedeuten soll-
ten.

Mit dem abschließenden Urteil, nach der Gen-
fer Übereinkunft müßten die [westlichen] 
Staaten bei den grenzüberschreitenden Kon-
takten und Kommunikationen hinfort „die 
Prinzipien der Souveränität und der Nicht-
Einmischung in die inneren Angelegenheiten, 
die Gesetze und Verwaltungsregeln beachten 
und respektieren“ 37 ), machte die sowjetische 
Seite ihre Absicht klar, die vere
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inbarten 
Kompromißformulierungen im Sinne der Aus-
sagen Breshnevs vom 21. Dezember 1972 aus-
zulegen und anzuwenden. Dabei hieß es be-
gründend, dem Bemühen der „kalten Krieger" 
im Westen, „Voraussetzungen für die Ver-
breitung ihrer Ideologie“ in Osteuropa zu 
schaffen, werde keinerlei Ansatzpunkt gebo-
ten werden ).

Die westliche Hoffnung bei dem Genfer Kom-
promiß war dahin gegangen, durch das For-

mulieren einer Präambel, die der sowjeti-
schen Führung eine eingegrenzte Befugnis zur 
Regulierung der Austauschprozesse zubillige 
den Weg zu detaillierten Resolutionen in die-
sem Bereich freizumachen. Während des 
Frühjahrs 1974 waren nur drei derartige Ent-
würfe — über Verwandtenbesuch, Zeitungs-
vertrieb und Tourismus — zustande gekom-
men”). In den folgenden Monaten waren 
überhaupt keine Ergebnisse erzielt worden. 
Nach der Einigung über die Präambel setzte 
sich die Stagnation jedoch fort. Die sowjeti-
sche Publizistik machte das Bestreben Mos-
kaus deutlich, sich jeder konkreten und ver-
pflichtenden Festlegung auf Maßnahmen und 
Verfahren beim zwischengesellschaftlichen 
Austausch zu entziehen. Wie es hieß, gefähr-
dete die „Tendenz, die Konferenz in die Aus-
arbeitung nicht von politischen Dokumen-
ten . .., sondern von kleinlichen Reglements 
zu verstricken," den Fortgang der Entspan-
nung. Details könnten nur anderwärts, nämlich 
„auf bilateraler Grundlage je nach dem jewei-
ligen Interesse und den jeweiligen Möglich-
keiten", vereinbart werden40). Unter diesen 
Umständen gelang es erst Ende November 
1974, ein weiteres
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 Papier über eine Einzel-
frage, diesmal über die Familienzusammenfüh-
rung, mit teilweise spezifizierten Bestimmun-
gen fertigzustellen ).

”) Der Leiter der Delegation- der BRD, Guido 
Brunner, während eines Interviews mit Lothar 
Ruehl im ZDF am 3. 5. 1974 um 23.10 Uhr.
40) K. Perevoscikov, a. a. O.
“) AP-Bericht aus Genf vom 27. 11. 1974; Kompro-
miß über Eheschließung, in: Kölner Stadt-Anzeiger. 
13. 12. 1974; Zwischenspurt auf der Genfer Sicher-
heitskonferenz, in: FAZ, 17. 12. 1974. In dem letzten 
Artikel sowie in: die „Sicherheitskonferenz' vor 
der Weihnachtspause, in: NZZ, 12. 12. 1974 finden 
sich auch Angaben über den Stand der Verhandlun-
gen über die verschiedenen anderen Einzelregelun-
gen innerhalb des Tagesordnungspunktes DI.

5. Die Frage eines friedlichen Nebeneinanders der Gesellschaften 
und der von ihnen getragenen Ideen

Die sowjetische Einstellung

Von einer wirklichen friedlichen Koexistenz 
der Gesellschaften von Ost und West kann 
bislang keine Rede sein. Die „friedliche Ko-
existenz" sowjetischen Typs hat nur selekti-
ven Charakter und steht, da der gesellschaft-
lich konservierte und angefachte Konflikt auf 
die staatliche Organisation der Gesellschaften 
übergreifen kann, auf schwankender Grundla-
ge. Es stellt sich daher die Frage, ob es nicht 
eine Chance für eine durchgängige und dau-
erhafte friedliche Koexistenz gibt.

37) V. Kravcov, a. a. O., S. 37.
38) K. Perevoscikov. Plodotvornaja rabota, in: Iz-
vestija, 8. 10. 1974.

Die sowjetische Seite setzt sich gegen derarti-
ge Vorstellungen mit äußerster Heftigkeit zur 
Wehr. Wie es in Moskau heißt, wäre es die 
schlimmste aller denkbaren Infamien, wenn 



der Westen die „Bedingung eines ideellen 
Waffenstillstandes" stellen würde. „Sagt euch 
von der ideologischen Gegensätzlichkeit los 
und kämpft nicht mehr gegen die bourgeoise 
Ordnung, so erklären die Vertreter derartiger 
Ansichten den Kommunisten sozusagen, und 
dann tritt eine allgemeine Friedensstiftung 
und Wohlstandsfülle auf unserem Planeten 
ein. Aber derartige Aufrufe sind einfach un-
sinnig. Wie sehr auch der eine oder andere 
den ideologischen Kampf beklagen mag, so 
läßt er sich doch nicht einfach ,abschaf-
fen' ... Die reaktionären Ideologen wür-
den es gerne erreichen,-daß sich die Kommu-
nisten von ihrer Haupterrungenschaft
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 lossag-
ten — von der allbesiegenden Gewalt ihrer 
Ideen." )  „Selbstverständlich erkennen die 
Marxisten-Leninisten keine .ideologische Ko-
existenz’ an; im Kampf der Ideen kann es kei-
nen Friedensschluß geben. Die Koexistenz 
von S
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taaten mit entgegengesetzten Systemen 
bedeutet keineswegs, daß man beispielsweise 
die Ideen des privaten und des gesellschaftli-
chen Eigentums oder die Konzeption der Ras-
senüberlegenheit und der Völkerfreundschaft 
miteinander versöhnen könnte." )
Ein Nachlassen der „Wachsamkeit", das heißt 
der feindseligen Ablehnung gegenüber den 
westlichen Gesellschaften, wird als Verrat an 
der Sache des Marxismus-Leninismus ge-
brandmarkt. Ein Verzicht auf den aktiven 
Kampf gegen das westliche Gedankengut und 
die Bereitschaft zur Duldsamkeit gegenüber 
westlichen Gesellschaftsordnungen erscheint 
als eine „Kapitulation des Sozialismus vor 
dem Kapitalismus".
Wenn es dem Klassengegner gelänge, die 
Kommunisten von der Vermeidbarkeit des 
Klassenkonfliktes zu überzeugen und dement-
sprechend zu einer Einstellung ihres Kampfes 
gegen das westliche System zu veranlassen, 
dann hätten damit die „imperialistischen 
Kräfte" den Sieg über die Sache des Sozialis-
mus errungen. Aus dieser Vorstellung heraus

42) Grundsatzartikel von A. Sovetov in der außen-
politischen Fachzeitschrift „Mezdunarodnaja izn‘“, 
9/1973, auszugsweise wiedergegeben in: Osteuropa, 
3 1974, A 126 f.

43) Ungezeichneter Leitartikel des theoretischen 
Zentralorgans der KPdSU,

1
 .Kommunist’, 14/1973, 

auszugsweise wiedergegeben in: Osteuropa, /1974, 
463. Der zweite der zitierten Sätze ist im Original 

drucktechnisch hervorgehoben. 

richten sich die heftigsten sowjetischen An-
griffe nicht gegen die Vertreter harter anti-
kommunistischer Positionen, sondern gegen 
die westlichen Träger einer sachlichen Aus-
einandersetzung und noch mehr gegen die Ur-
heber von Konvergenzkonzepten, weil die 
nicht-gegensatzbestimmte Präsentation von 
Gedanken, die den Ausschließlichkeitsanspruch 
des Marxismus-Leninismus negieren, im eige-
nen Lager die Gefahr eines duldsameren Ver-
haltens gegenüber abweichenden Auffassun-
gen heraufbeschwört.

Beweggründe für die sowjetische Einstellung

Die Analyse der sowjetkommunistischen Stel-
lungnahmen läßt verschiedene Motive für die-
se Einstellung vermuten. Das Selbstverständ-
nis des Kommunismus in seiner sowjetischen 
Ausprägung basiert augenscheinlich auf dem 
Bewußtsein der „geschichtlichen Mission", 
der „Wahrheit" des Marxismus-Leninismus 
überall zum Durchbruch zu verhelfen. Wenn 
diese Mission preisgegeben würde, so er-
schiene dies als ein Verzicht auf das Wesen 
des Kommunismus. Dabei ist es zunächst un-
erheblich,. inwieweit man die Funktion der 
besagten „geschichtlichen Mission" in einer 
Ausdehnung der sowjetischen Macht (durch 
die Mobilisierung von Energien auf auswärti-
ge Ziele hin) oder in einer Legitimierung des 
sowjetischen Herrschaftssystems (durch die 
Schaffung eines für alle Mängel und Anstren-
gungen verantwortlich gemachten Feindes) 
gesehen wird.

Für Staaten mit einer monolithisch-repressi-
ven Struktur wie die Sowjetunion und ihre 
Verbündeten birgt offenbar die Koexistenz 
mit pluralistisch-freiheitlichen Gesellschaf-
ten besondere Probleme. Da ist die „Ver-
führung" der eigenen Bevölkerung durch 
eine Welt, die eine unabsehbare Vielfalt 
von materiellen und geistigen Möglichkei-
ten bietet. Wenn es nicht gelingt, diese Welt 
als einen Pfuhl politischen und morali-
schen Lasters zu „entlarven“, gegen dessen 
Existenz man unaufhörlich ankämpfen muß, 
dann kommt es zu unideologischen Verglei-
chen, die nur zuungunsten der östlichen 
Staats- und Gesellschaftsordnung ausfallen 
können. Überdies scheint es für das Denken 
der östlichen Parteifunktionäre, das seine Fä-



higkeiten und seine Begrenztheiten aus der 
Geltung eindeutiger ideologischer Setzungen 
bezieht, eine verwirrende, desorientierende 
Erfahrung zu sein, mit abweichenden Stand-
punkten der unterschiedlichsten Richtungen 
und Dimensionen konfrontiert zu werden. Das 
Rollenschema von kommunistischer Eigenpo-
sition hier und kapitalistisch-imperialistischer 
Gegenposition dort greift nicht mehr und ver-
liert damit seine Glaubwürdigkeit.

Schließlich kann man annehmen, daß die ein-
seitige Gunst der gesellschaftlichen Kampfbe-
dingungen (maximale Chancen bei minimalen 
Risiken) für die östliche Seite eine Interessen-
lage geschaffen hat, welche die Fortdauer 
und die Verstärkung des gesellschaftlichen 
Kampfes als vorteilhaft erscheinen läßt. Die 
sowjetische Seite kann ja die gesellschaft-
lich-politische Entwicklung im Westen auf 
die verschiedensten Weisen beeinflussen, 
während zugleich die Gesellschaftsstrukturen 
und die Machtverhältnisse im Warschau-
er-Pakt-Bereich eingefroren und jeder ernstli-
chen Einwirkung von außen entzogen sind. 
Damit bestehen ideale Bedingungen für eine 
politische Einbahnstraße von Osten nach We-
sten, und es wäre überraschend, wenn die 
Moskauer Führung diese leichten Möglichkei-
ten nicht ausnutzen wollte.

Die politische Funktion der sowjetkommunisti-
schen Ideologie

Für die Beurteilung der Frage, ob die Herstel-
lung einer umfassenden und dauerhaften 
friedlichen Koexistenz zwischen Ost und 
West unter den gegebenen Voraussetzungen 
denkbar wäre, ist die politische Funktion der 
kämpferischen Ideologie von zentraler Wich-
tigkeit. Sollte die ideologisch bekundete Mili-
tanz nur dazu dienen, Anhänger und Bevölke-
rungsmassen mit einer plausiblen Erklärung 
für die Versorgungsmängel und die Leistungs-
anforderungen des Regimes zu versehen, 
dann wäre eine Überwindung des prinzipiel-
len Gegensatzbewußtseins vielleicht denkbar. 
Denn dann hätte die sowjetische Führung den 
wechselseitigen politisch-gesellschaftlichen 
Besitzstand akzeptiert, und es ginge nur noch 
darum, wie das Hinüberwirken einer innenpo-
litisch motivierten Feindbildsetzung auf den 
Bereich der internationalen Beziehungen zu 

vermeiden wäre. Das könnte zwar seine 
Schwierigkeiten haben, weil den Indoktrinier-
ten natürlich der herrschaftslegitimierende 
Zweck der ideologischen Feindbildpropagan-
da verborgen werden müßte. Die östlichen 
Machthaber können sich jedoch in diesem 
Falle mit ihren westlichen Partnern still-
schweigend über eine Eingrenzung der anti-
westlichen Tendenzen auf den innergesell-
schaftlichen Raum Osteuropas verständi-
gen.

Sollte die ideologisch bekundete Militanz da-
gegen auf eine machtpolitische Expansion der 
UdSSR abzieln, dann erschiene ein umfas-
sendes friedliches Nebeneinander zwischen 
Ost und West von vornherein undenkbar. 
Denn ein Regime, das die Existenz anderer 
Staats- und Gesellschaftsordnungen nicht hin-
zunehmen bereit ist und in bestimmten Berei-
chen den Kampf gegen diese ins Werk setzt, 
sabotiert damit den friedlichen Ausgleich. Da-
bei ist es relativ unerheblich, ob die aggressi-
ve Tendenz aus dem Drang nach Ausweitung 
der eigenen Herrschaft oder aus dem Wunsch 
nach Vernichtung einer attraktiven System-
konkurrenz resultiert. Eine Führungsgruppe, 
die im Bewußtsein ihrer innenpolitischen 
Schwäche andere Staaten zu überwältigen 
trachtet, ist nach außen hin genau so gefähr-
lich, als wenn sie ihr Regime aus Machtgier 
oder Missionseifer heraus auszudehnen such-
te.

Die These von der saturierten Sowjetunion

Die Ansicht, daß die Männer im Kreml mit 
der bisher erreichten Größe ihres Machtbe-
reichs zufriedengestellt seien, ist in den west-
lichen Ländern weit verbreitet. Ihre Bereit-
schaft, in gewissen Grenzen mit potenten 
westlichen Partnern wirtschaftlich und strek-
kenweise auch politisch zusammenarbeiten, 
wird als grundsätzlicher Wille zum Ost 
West-Ausgleich gedeutet. Daß praktische Be-

dürfnisse zu einer derartigen Politik nöti-
gen und daß jede Kooperation strikt auf die 
zwischenstaatliche Ebene beschränkt wird, ver-
anlaßt nicht zur kritischen Infragestellung der 
gemachten Annahme. Die gegen den Westen 
gerichteten Ideologisierungskampagnen und 
Abschirmungsmaßnahmen erscheinen nur als 
Bemühungen, die das durch die angenommene 
Westöffnung bedrohte Gleichgewicht der öst 



liehen Gesellschaften wiederherstellen sollen 
und damit lediglich eine innere Stabilisie-
rungsfunktion zu erfüllen haben. Daraus leitet 
sich die Meinung her, daß die beiden Staats-
und Gesellschaftsordnungen in Europa ein 
wechselseitiges Interesse an der Aufrechter-
haltung ihrer jeweiligen Strukturen haben 
müßten. Sie brauchten, wenn sie nur ihre Irr-
tümer und Mißverständnisse aus der Zeit des 
kalten Krieges korrigierten, keine Herausfor-
derung oder Bedrohung füreinander darzustel-
len.
In dieser Sicht läßt sich der Konflikt zwi-
schen Ost und West dadurch vermeiden, daß 
ideologisch-politische Einflüsse, die in der ei-
nen Ordnung ihren legitimen Ort haben, nicht 
in das Gebiet der anderen Ordnung hinüber-
wirken. Dahinter steht die meist nicht ausge-
sprochene Vorstellung, daß das Gedankengut, 
das der einen Ordnung entspricht, für die an-
dere Ordnung ein gefährlicher Infektionserre-
ger werden müsse. Diese Logik läßt sich so-
wohl auf die Verbreitung westlichen Gedan-
kenguts im sowjetischen Lager als auch auf 
die Verbreitung der sowjetkommunistischen 
Ideologie in den westlichen Gesellschaften 
anwenden. Praktisch freilich beziehen die 
Verfechter derartiger Auffassungen ihre 
Überlegungen im allgemeinen nur auf den er-
sten Fall. Das läßt die Möglichkeit offen, daß 
die Sowjetunion und ihre Verbündeten einen 
Anspruch auf Unbehelligtsein durch westli-
che Informationen und Ideen zugestanden er-
halten, ohne daß ihnen darum ein Verzicht 
auf ihre Versuche zur ideologisch-politischen 
Einflußnahme in westlichen Ländern abver-
langt wird.
Wenn man von der Einseitigkeit der prakti-
schen Anwendung einmal absieht, dann er-
gibt sich das Modell eines dissoziativen Sy-
stems der Staaten und Gesellschaften in Euro-
pa. Aus der Unterschiedlichkeit der Ordnun-
gen wird der Schluß gezogen, daß die von ih-
nen geprägten Gesellschaften sich getrennt 
entwickeln müßten, um ungestört ihren je-
weiligen eigenen Gesetzlichkeiten folgen zu 
können. Das läuft auf das- Postulat einer mög-
lichst vollständig getrennten Entfaltung hin-
aus. Wechselseitige Berührungen und Beein-
flussungen würden, weil sie ordnungsfremden 
Störfaktoren Einfluß böten, die Friedlichkeit 
des Nebeneinanders beeinträchtigen.

Überlegungen zur Problemstellung

Gegen diese Überlegungen erheben sich Ein-
wände. Die Trennung in zwei schottendicht 
gegeneinander abgeschlossene Lager er-
scheint als ein ungeeignetes Friedensprinzip, 
weil damit notwendigerweise eine Konservie-
rung des wechselseitigen Gegensatz- und 
Feindschaftsbewußtseins verbunden wäre, das 
die von ihm bestimmten Gesellschaften früher 
oder später in einen offenen Konflikt treiben 
könnte. Läßt sich denn wirklich ernsthaft 
glauben, daß ein Friede, der eine energische 
Bekämpfung aller Annäherungstendenzen ver-
langt, die gesellschaftlichen Konfliktpotentia-
le wirksam entschärfen könnte? Nach allen 
menschlichen Erfahrungen wäre nicht mit ei-
nem Abbau, sondern mit einem Aufbau der 
Spannungen zu rechnen, überdies müßte ein 
derartiger Friede, indem er alle ordnungs-
und damit herrschaftswidrigen geistigen Ein-
flüsse verbieten würde, die Momente einer in-
nenpolitischen Repression aufs äußerste stei-
gern.
Es ist zweifellos eine richtige Beobachtung, 
daß in Staat und Gesellschaft der Sowjet-
union konservative, ja sogar restaurative Ele-
mente dominieren. Dementsprechend ist das 
Interesse der sowjetischen Führung an der 
Aufrechterhaltung des macht- und ordnungs-
politischen Status quo innerhalb ihres Macht-
bereichs überdeutlich. Das muß jedoch nicht 
ausschließen, daß darüber hinaus auch Ziele 
der Machterweiterung verfolgt werden. Die 
Konsolidierung auf der eigenen Seite wird für 
jedes Regime, das seinen politischen Einfluß 
ausdehnen möchte, eine nützliche Vorausset-
zung für ein entsprechendes Vorgehen sein. 
Denn mit unzuverlässigen Kräften im Rücken 
läßt sich nicht ohne Risiko offensiv operieren.

Noch eine weitere Unterscheidung ist zu be-
achten. Ein Regime kann durchaus in seiner 
ordnungspolitischen Innenorientierung auf 
starre Stabilität — und damit auf die Abwehr 
jeglicher Dynamik — aus sein, aber zugleich 
in seinem machtpolitischen Außenvorgehen 
eine starke Dynamik — also einen Druck ge-
gen die Stabilität der Verhältnisse anderswo 
— entfalten. Beides kann, von den betreffen-
den Machthabern her gesehen, dem gleichen 
Ziel dienen, nämlich dem Triumph der eige-
nen Herrschaft und der mit ihr verbundenen 
Strukturen über alle inneren und äußeren



Herausforderungen. Die Bedrohungen von in-
nen, die das Regime einem Veränderungs-
druck aussetzen, müßten in diesem Falle des-
halb eliminiert werden, damit die eigene 
Macht unabgelenkt nach außen wirken kann 
und die eigene Ordnung unverfälscht zum 
Modell für andere Länder zu werden vermag. 
Eine konservativ-restaurative Ausrichtung 
der Politik im Innern sagt daher noch nichts 
darüber aus, ob auch für die (nicht-be-
herrschte) Außenwelt das Ziel des Festhaltens 
an den bestehenden Verhältnissen gilt. Eben-
sowenig darf territoriale Saturiertheit von 
vornherein mit machtpolitischer Saturiertheit 
gleichgesetzt werden. Denn es ist gut möglich, 
daß mit indirekten Methoden Kontrolle über 
Gebiete ausgeübt wird, die nicht annektiert 
werden.

Die antiwestliche Offensivprogrammierung im 
ideologischen Bereich

Zahllose sowjetische Aussagen deuten darauf 
hin, daß die Männer im Kreml auf der gesell-
schaftlichen Ebene der internationalen Bezie-
hungen sich nicht mit einer Herrschaftsabsi-
cherung im Warschauer-Pakt-Bereich zufrie-
dengeben. So wird es beispielsweise der „im-
perialistischen Reaktion“ verübelt, sie suche 
„es den revolutionären Parteien zu verweh-
ren, die Krise der bürgerlichen Gesellschaft 
zum Zerbrechen des alten sozialen Systems 
[das heißt der westlich-demokratischen 
Staats- und Gesellschaftsstruktur] zu benut-
zen und so den e
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ndgültigen Zusammenbruch 
des kapitalistischen Systems zu verhin-
dern" ). Die Unvermeidlichkeit von Bürger-
und Befreiungskriegen, von Aufständen und 
revolutionären Massenbewegungen, „die sich 
auf eine Veränderung des politischen und so-
zialen Status quo richten“, wird für die west-
liche Welt nachdrücklich hervorgehoben45). 
Das schließt die Auffassung ein, daß die so-
wjetische Seite nach jeweiligem Ermessen 
derartige Aktionen gegen die „kapitalisti-
sche" Ordnung unterstützen könne.

44) Grundsatzartikel von §. Sanakoev in der außen-
politischen Fachzeitschrift „Mezdunarodnaja zizn'“, 
4/1974, auszugsweise wiedergegeben in: Osteuropa, 
7/1974, A 472.
45) Grundsatzartikel von A. Bovin in: Izvestija, 
11. 9. 1973, auszugsweise wiedergegeben in: Ost-
europa, 7/1974, A 459.

46) So in der internationalen Wochenübersicht von 
O. OrestoV in der „Pravda" vom 23. 12. .1973, aus-
zugsweise wiedergegeben in: Osteuropa, 7/1974, 
A 441. Hervorhebung durch den Verfasser.
47) Grundsatzartikel von A. Sovetov in der außen-
politischen Fachzeitschrift „Mezdunarodnaja zizn ", 
9/1973, auszugsweise wiedergegeben in: Osteuropa, 
3/1974, A 126 f.
48) Grundsatzartikel von V. Micheev in der außen-
politischen Fachzeitschrift „Mezdunarodnaja izn" 
11/1973, auszugsweise wiedergegeben in: Osteu-
ropa, 3/1974, A 133.
49) In der DDR konzentriert sich diese Arbeit, die 
dort vor allem auf die Bundesrepublik zielt, auf das 
Franz-Mehring-Institut. Das IPW hat die west-
deutschen Aktionen zugrunde zu legenden Informa-
tionen zu liefern. Es arbeitet teilweise auch — s0
im Falle des „Schwarzbuches" über Chile (das die 
CDU/CSU der Beihilfe zum Militärputsch von 1973 
beschuldigte) — die von den „fortschrittlichen Kräf-
ten“ in der BRD zu verwendenden Texte aus.

Die Ideologiekonferenzen der kommunistischen 
Parteien im sowjetischen Machtbereich haben 
sich ausdrücklich die „Verteidigung und Ver-
breitung der Ideen des Sozialismus" zur Auf-
gabe gemacht46 ). Das „friedliebende Pro-
gramm der Kommunisten" für die Entwick-
lung der zwischenstaatlichen Beziehungen 
und die „Endziele einer revolutionären Trans-
formation der Welt“ durch den ideologischen 
Kampf auf gesellschaftlicher Ebene werden 
als komplementäre Bestandteile der gleichen 
Strategie bezeichnet. Daß daraus „eine Bedro-
hung der bourgeoisen Ordnung" resultiert, 
gilt dabei als selbstverständlich47 ). Das offen 
verkündete Ziel des „ideologischen Kampfes' 
ist, den Bemühungen der „herrschende
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n Krei-
se der kapitalistischen Staaten“, „eine Befrei-
ung der Massen von dem Einfluß der bour-
geoisen Ideologie nicht zuzulassen“, einen Er-
folg zu versagen ).

Die UdSSR und andere Warschauer-Pakt-
Staaten bilden seit mehreren Jahren nach 
wechselseitiger Vereinbarung in großer Zahl 
ideologische Kader aus, die als Einflußagen-
ten in spezielle gesellschaftliche Bereiche 
der verschiedenen westlichen Länder entsandt 
werden49 ). Ein Netz von geheimen bilatera-
len Abkommen zwischen den kommunisti-
schen Parteien des sowjetischen Machtbe-
reichs, das in den Jahren 1971 bis 1973 ge-
knüpft worden ist, sorgt für genaue Abstim-
mung bei der Formulierung und Verbreitung 
ideologischer Aussagen. Alle damit zusam-
menhängende Aktivitäten werden konzertiert 



— ob es sich nun um die Durchführung von 
Kampagnen und Schulungen in den kommu-
nistisch regierten Ländern oder um die Strate-
gie der Kontakte, Einflußnahmen und Bünd-
nisse in westlichen Gesellschaften han-
delt50 ). Mitte Dezember 1973 fand ein multi-
laterales Treffen der ZK-Sekretäre statt, an 
dem auch Vertreter Kubas und der Mongolei 
teilnahmen. Dabei ging es vor allem um die 
gesellschaftlich-politischen Probleme, die mit 
der Europa-Konferenz aktuell geworden wa-
ren51 ). Anschließend wurde die „ideologi-
sche Integration" zur offiziellen Leitparole in 
Osteuropa. Anzeichen deuten darauf hin, daß 
insbesondere an eine Vereinheitlichung der 
Verhältnisse im Presse- und Nachrichtenwe-
sen — etwa durch gemeinsame Informations-
lenkungssysteme oder uniforme Journalisten-
Statute — gedacht ist.

53) M. S. Woslenskij, Friedliche Koexistenz aus so-
wjetischer Sicht, in: Osteuropa, 11/1973, S. 851, 854, 
855. Vgl. Ob uglublenii obego krizisa kapitalizma 
[Arbeit des maßgeblichen Moskauer Instituts für 
Weltwirtschaft und internationale Beziehungen], in: 
Mirovaja ekonomika i mezdunarodnye otnosenija, 
9/1974, S. 3.
54) B. Ponomarev, V. I. Lenin i medunarodnoe 
kommunisticeskoe dvizenie, in: Kommunist, 2/1974, 
S. 8.
55) B. Ponomarev, a. a. O., S. 12 f.
56) Vgl. C. Olgin, Communists and Socialists in 
Capitalist Countries, Radio Liberty Research, RL 
312/74, 30. 9. 1974, S. 2.

Die Strategie der „friedlichen Koexistenz“ 
dient nach übereinstimmender sowjetischer 
Aussage ganz wesentlich auch dem Zweck, 
die Chancen für den Erfolg des antiwestlichen 
Kampfes auf der gesellschaftlichen Ebene zu 
verbessern. Die gegenwärtige Entspannung, 
so hieß es in dem außenpolitischen Fachorgan 
der UdSSR, schaffe „noch mehr günstige Vor-
aussetzungen für die Verbreitung richtiger In-
formation über den Sozialismus in der [Au-
ßen-]Welt“52). Die sowjetische Koexi-
stenz-Politik werde, wie ein maßgeblicher 
Funktionär dem westlichen Publikum erläu-
terte, „den revolutionären Weltprozeß be-
schleunigen", denn auf diese Weise werde es 
„revolutionären Kräften [außerhalb des War-
schauer-Pakt-Bereichs] ermöglicht, die wir-

50) Vgl. A. Razumovsky, Wie Moskau sein Lager 
ideologisch ausrüstet, in: FAZ, 27. 8. 1973. Unter Be-
rufung auf geheime, nur einem kleinen Kreis von 
Finnen zugängliche Dokumente berichtete „Svenska 
Dagbladet" Einzelheiten über ein sowjetisches Ak-
tionsprogramm zur allmählichen Transformation 
Finnlands in einen „sozialistischen" Volksfront-
Staat unter kommunistischer Führung, das neben 
Manipulationen des politischen Lebens insbeson-
dere eine zunehmende Kontrolle über die Massen-
medien vorsehe (Sowjetische Einmischung in Finn-
sand, in: FAZ, 21. 11. 1974).

51) Kommunique des Treffens der ZK-Sekretäre der 
KPdSU, BKP, SED, KPK, MAP, PVAP, RKP und 
KPC vom 19. 12. 1973, in: Pravda, 20. 12. 1973. Vgl.

Engelbrecht, Osten geht in die Offensive, in: 
Kölner Stadt-Anzeiger, 21. 12. 1973.

52) Ju. Kaslev, „Informacionnyj vzryv" i bor'ba 
idej, in: Mezdunarodnaja izn‘, 8/1974, S. 103. 

kungsvollsten Wege des Kampfes um die 
Macht zu wählen“. Dabei versteht es sich von 
selbst, daß die „sozialistischen S
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taaten" ihnen 
„Hilfe leisten". Eine „Anerkennung der Uner-
schütterlichkeit des Kapitalismus" wird aus-
drücklich abgelehnt; für „die ganze Mensch-
heit" dürfe es „nur eine Zukunft", nämlich 
„den Kommunismus", geben ).

Der sowjetische Spitzenfunktionär, der die 
Westabteilung des KPdSU-Zentralkomitees 
leitet, machte keinen Hehl aus der Ansicht, 
daß Lenin die „Unausweichlichkeit des Sieges 
der Revolution in den anderen Ländern" zum 
verbindlichen Leitstern des Handelns gemacht 
habe und daß durch ihn die aktive Mithilfe 
an „derartigen Siegen" zur bleibenden Ver-
pflichtung sowjetischer Politik geworden 
sei543). Dafür haben sich, wie hinzugefügt 
wurde, durch die Entspannungspolitik die 
Möglichkeiten entscheidend verbessert. Mitt-
lerweile sei „eine qualitative Wende in der 
Entwicklung der allgemeinen Krise des Kapi-
talismus“ eingetreten. Neben zahlreichen an-
deren Erschütterungen des westlichen Staats-
und Gesellschaftssystems wird die „politische 
und ideologische Krise" hervorgehoben, die 
„sich in einer allseitigen Verschärfung des 
Klassenkampfes an der .inneren Front' des 
Kapitalismus, sozusagen innerhalb seiner Zi-
ta
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dellen", ausdrücke. Demzufolge wachse in 
der Bevölkerung „das Bewußtsein der Unge-
eignetheit und der Unannehmbarkeit der be-
stehenden kapitalistischen Ordnungen". Zu-
gleich nähmen im Schoße des „Kapitalismus" 
diejenigen gesellschaftlichen Kräfte an Um-
fang und Stärke zu, „die gegen die kapitalisti-
sche Struktur angehen" ). Das Hauptfeld 
des „antikapitalistischen" Kampfes auf gesell-
schaftlicher Ebene ist erklärtermaßen West» 
europa56 ). Zugleich soll die wirtschaftlich-



technologische Zusammenarbeit mit den west-
lichen Ländern auf dem Wege 
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des „wirtschaft-
lichen Wettbewerbs“ schließlich zum „Sieg 
über den Kapitalismus in der Sphäre der 
Wirtschaft" führen ).
Nach sowjetischer Ansicht machen die ver-
besserten Kampfbedingungen, welche die öst-
liche Seite im Zeichen der Entspannung ge-
genüber den westlichen Ländern für sich be-
anspruchen kann, den entscheidenden Unter-
schied zwischen „kaltem Krieg" und „friedli-
cher Koexistenz" aus
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. „Wenn in der vorange-
gangenen Periode der Sozialismus genötigt 
gewesen ist, in der internationalen Arena in 
nicht geringem Ausmaß unter Bedingungen 
zu agieren, die ihm durch die Außenpolitik 
der kapitalistischen Mächte aufgezwungen 
worden waren (.kalter Krieg'), dann ist der 
Kapitalismus jetzt bereits genötigt, unter neu-
en objektiven historischen Bedingungen zu 
agieren, da ihm der Sozialismus die friedliche 
Koexistenz von Staaten mit unterschiedlicher 
Struktur aufzuzwingen vermag." )  Nach der 
sowjetischen Koexistenz-Doktrin besteht die 
Gunst der neuen Situation vor allem darin, 
daß der „ideologische Kampf" nunmehr unbe-
hindert in den westlichen Ländern geführt 
werden kann, ohne daß zugleich irgendwel-
che Einwirkungsmöglichkeiten des Westens 
im sowjetischen Lager bestehen.

Es wäre überraschend, wenn die sowjetischen 
Kommunisten, die mit dem Anspruch revolu-
tionärer Weltverbesserung in die Geschichte 
eingetreten sind und die diesen Anspruch 
seither immer wieder nachdrücklich präsen-
tiert haben, ihnen zufallende Vorteile im in-
ternationalen gesellschaftlichen Kampf nicht 
ausnutzen wollten. Das würde ihrer Mentali-
tät und ihrer Doktrin, die ganz auf Dynamik 
— und nicht auf Stabilität — ausgerichtet 
sind, völlig' zuwiderlaufen. Nicht zufällig 
klammert die sowjetische Koexistenz-Doktrin 
zwar die riskant gewordene zwischenstaat-

57) Ob uglublenii obego krizisa kapitalizma [Ar-
beit des maßgeblichen Moskauer Instituts für Welt-
wirtschaft und internationale Beziehungen], in: 
Mirovaja ekonomika i mezdunarodnye otnosenija, 
9/1974, S. 4f.
58) Problemy obego krizisa kapitalizma [Bericht 
über eine Sitzung des Wissenschaftlichen Rates des 
Moskauer Instituts für Weltwirtschaft und interna-
tionale Beziehungen], in: Mirovaja ekonomika i 
mezdunarodnye otnosenija, 10/1974, S. 69. 

liehe Gewaltanwendung, nicht aber den 
aussichtsreichen zwischengesellschaftlichen 
Kampf aus dem Ost-West-Konflikt aus. Die 
sowjetischen Koexistenz-Theoretiker lassen 
an den dahinterstehenden Absichten keinen 
Zweifel. Wie ausdrücklich betont wird, „be-
deutet die friedliche Koexiste
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nz nicht und 
kann nicht bedeuten die Aufrechterhaltung 
des politischen Status quo, den Verzicht der 
sozialistischen Länder und der anderen revo-
lutionären Kräfte auf den Kampf für den 
Triumph der Idee des Sozialismus im welt-
weiten Maßstab" ).

Politische Funktionen der Offensivprogram-
mierung

Wenn die sowjetische Führung einen ideolo-
gisch offensiven Kurs gegenüber dem Westen 
proklamiert, macht sie sich damit die auswär-
tigen Einflußmöglichkeiten zunutze, die ihr 
die offene Staatsordnung der westlichen Län-
der bietet. Im Zeichen der Entspannung haben 
sich, wie die Kommentatoren und Sachver-
ständigen in Moskau immer wieder hervorhe-
ben, die Erfolgsaussichten für den Kampf der 
prosowjetischen Kräfte im Westen wesentlich 
verbessert. In den westlichen Gesellschaften 
tritt an die Stelle der früheren Ablehnung al-
les Sowjetischen zunehmend die Bereitschaft 
zu Duldung, Kompromiß und Verständigung. 
Dadurch vermindern sich die psychologischen 
Barrieren gegen östliche Einflußnahmen. Zu-
gleich sind, weithin von Kreisen einer groß-
bürgerlichen Jugend ausgehend, in zahlrei-
chen westlichen Ländern radikale „antikapi-
talistische" Gruppierungen entstanden, die, 
ungeachtet sonst teilweise erheblicher Diffe-
renzen, mit der UdSSR die Gegnerschaft zur 
bestehenden Gesellschaftsordnung und die 
Festlegung auf die Ideale eines Sozialismus 
gemeinsam haben. Da die sowjetische Seite 
ungehinderten Zugang zu diesen Kreisen hat, 
kann sie ihr Bemühen unschwer darauf rich-
ten, das Feindschaftspotential im Bereich der

59)  D. Tomasevskij, SSSR i kapitalisticeskij mir. ini 
Mezdunarodnaja izn‘, 3/1966, S. 20. Ähnliche For-
mulierungen bei D. Tomaevskij, Leninskij princip 
mirnogo sosuscestvovanija i klassovaja bor'ba, in: 
Kommunist, 12/1970, S. 109. Tomasevskij ist ein 
maßgeblicher Autor zu dieser Frage; seine Aussa-
gen sind als Auftakte zu den jeweils folgenden 
KPdSU-Parteitagen zu werten. 



entgegengesetzten Gesellschaftsordnung für 
ihre Zwecke nutzbar zu machen, indem sie es 
direkt oder indirekt zu steuern sucht.

Die ideologische Westoffensive dient augen-
scheinlich auch innenpolitischen Bedürfnis-
sen. Das Regime hat seine gesellschaftliche 
Dynamik verloren; es kann die Verhältnisse 
in der UdSSR nicht mehr nach Belieben um-
stoßen und ändern. Die partei- und staatstra-
gende Schicht läßt sich nicht mehr ignorie-
ren; ihr Interesse am erreichten sozialen Be-
sitzstand und an der erworbenen relativen 
Rechtssicherheit und ihre Gewöhnung an pro-
zedurale Usancen schränken den Handlungs-
spielraum der Herrschenden ein. Daher bietet 
sich etwa das — für den westlichen Betrach-
ter verwirrende — Bild, daß die Dissidenten 
einerseits schärfster Unterdrückung ausge-
setzt sind und andererseits doch nicht völlig 
eliminiert werden. Die sowjetische Führung 
ist dabei freilich noch zusätzlich durch au-
ßenpolitische Rücksichten, insbesondere we-
gen ihres Interesses an westlicher Technolo-
gie und an westlichen Krediten, gehemmt. 
Unter diesen Umständen kann die .ideologi-
sche Westoffensive die Funktion erfüllen, den 
dynamisch-revolutionären Charakter des 
Kommunismus, der in der sowjetischen Ge-
sellschaft längst einer konservativen Sta-
tus-quo-Politik gewichen ist, ersatzweise in 
den Außenbeziehungen zu demonstrieren. Auf 
diese Weise können die sowjetischen Führer 
ihr progressiv-veränderndes Credo wenig-
stens an einer Stelle ideologisch praktizieren 
und zugleich zur Legitimierung ihrer Herr-
schaft vorweisen. Es wäre auch denkbar, daß 
sie im gleichen Maße, wie sie im Inneren in 
die Defensive gedrängt werden, die auswärti-
gen Einflüsse offensiv an ihrem Ursprung zu 
bekämpfen suchen, um sich so mutmaßlich 
eine innenpolitische Entlastung zu verschaf-
fen.

Der Gedanke einer friedlichen Trennung zwi-
schen Ost und West

Da der Sowjetkommunismus eine geringe 
wirtschaftliche und politische Anziehungs-
kraft auf die Bevölkerung ausübt, muß er in 
einer konkurrierenden, attraktiveren Ordnung 
eine feindliche Herausforderung erblicken.

er Gedanke, daß zwei entgegengesetzte ge-

sellschaftlich-politische Modelle ohne Scha-
den koexistieren könnten, widerspricht völlig 
jeder marxistisch-leninistischen Tradition. 
Statt dessen ist das Leninsche „Wer — wen?" 
im sowjetischen Bewußtsein lebendig. Das 
Ausmaß der zunehmenden wirtschaftlichen 
Wechselbeziehungen zwischen Ost und West 
macht zudem eine hermetische menschliche 
und geistige Abriegelung zwischen beiden 
Seiten illusorisch. Darum muß die sowjeti-
sche Führung, wenn sie ihre Bevölkerung ge-
gen westliche Einflüsse immunisieren will, 
das gegnerische System auf dessen eigenem 
Gebiet bekämpfen. Schließlich ist in allen so-
wjetischen Analysen innerwestlicher Vorgän-
ge und Entwicklungen davn die Rede, daß 
dort zunehmende Schwächen und Spannungen 
zu beobachten seien. Dadurch sich eröffnende 
Gelegenheiten machtpolitisch wahrzunehmen, 
ist ein naheliegender — und tatsächlich auch 
immer wieder ausgesprochener — Gedanke.

Die mit ideologischen Argumenten propagier-
te Politik des gesellschaftlichen Kampfes ge-
gen die westlichen Bastionen in Europa ist 
machtpolitisch ausgerichtet. Das Instrumenta-
rium revolutionärer Parolen und revolutionä-
rer Subversionen wird zielbewußt für die au-
ßenpolitische Einflußverstärkung des Sowjet-
staates eingesetzt. Die kommunistischen Par-
teien in Westeuropa haben immer — bei-
spielsweise bei der sowjetischen Invasion in 
der CSSR oder bei der sowjetischen Politik 
gegenüber der französischen Regierung — 
Grund dazu gehabt, sich über eine totale Miß-
achtung ihrer Vorstellungen und Interessen 
durch die Moskauer Machthaber zu beklagen. 
Den Männern im Kreml geht es offensichtlich 
darum, die Anhänger, Verbündeten und Sym-
pathisanten in den westeuropäischen Ländern 
den jeweiligen Bedürfnissen sowjetischer Ein-
flußerweiterungsbestfebungen dienstbar zu 
machen, ohne, darum Anteil an deren gesell-
schaftsverändernden Aspirationen zu neh-
men60 ). Dementsprechend hat Moskau viel 
Mühe darauf verwandt, gesellschaftliche 
Kräfte in Westeuropa für die Unterstützung 
der jeweiligen sowjetischen Westpolitik zu 

60) Zur sowjetischen Einstellung gegenüber den An-
liegen der eigengewichtigen kommunistischen 
Westparteien vgl. L. Grünwald, Das Dilemma der 
„Revisionisten", in: Osteuropa, 10/1974, S. 708—712 
(mit weiterführenden Literaturangaben).



mobilisieren61), und bedeutend weniger An-
strengungen investiert, um den ordnungspoli-
tischen Vorstellungen des Kommunismus Ein-
gang zu verschaffen. Das Ziel des gesell-
schaftlichen Kampfes in Westeuropa scheint 
daher in der gegenwärtigen Phase weithin 
darin zu bestehen, daß die Potentiale „antika-
pitalistischer" Unzufriedenheit unter revolu-
tionärem Wortgeklingel dazu verwandt wer-
den, die Stärke und die Einheit der westli-
chen Staaten auf dem europäischen Kontinent 
aufzulösen und damit die Voraussetzungen 
für eine Dominanz der UdSSR bis zum Atlan-
tik zu schaffen.

61) Auf die systematisch ausgebaute Fähigkeit der 
UdSSR, westliche Staaten (innen-)politisch an der 
Entfaltung ihrer Aktionsmöglichkeiten gegenüber 
der UdSSR zu hindern, verweist P. Lange, Der 
Warschauer Pakt im Prozeß der europäischen Ent-
spannungspolitik, Stiftung Wissenschaft und Poli-
tik, SWP — S 2041, Juli 1974, S. 47 f. Dabei wird ein 
sowjetischer Außenpolitikexperte mit einer aus-
drücklichen Stellungnahme dieses Inhalts zitiert (V.

Kriterien einer friedlichen Konfliktaustragung

Unter diesen Umständen kann man der Kon-
fliktsituation zwischen Ost und West nicht 
dadurch entgehen, daß man wechselseitige 
Abgrenzung praktiziert. Eine Austragung des 
Gegensatzes ist unvermeidlich. Die Frage ist 
nur, unter welchen Bedingungen dies ge-
schieht. Das gilt in drei Hinsichten:
1. Handelt es sich um einen Streit mit Argu-

menten oder um einen machtpolitisch or-
ganisierten Kampf?

2. Sind die Konfliktparteien individuell urtei-
lende einzelne oder hierarchisch diszipli-
nierte Kollektive?

3. Sind die Chancen und Risiken der Ausein-
andersetzung für beide Seiten ungefähr 
vergleichbar oder stark disproportio-
niert?

Die sowjetische Konzeption hat es jeweils auf 
die zweite Möglichkeit abgestellt. Dement-
sprechend ist es das Ziel, die andere Staats, 
und Gesellschaftsordnung zu überwältigen. 
Die Entfaltung von sozialer Macht gegenüber 
den Betroffenen — Und nicht der Appell an 
das individuelle Urteil der Staatsbürger — 
soll diesem Ziel dienen. Zugleich wird ver-
sucht, durch Bedingungen des einseitigen und 
antagonistischen Vorteils den Kampf so weit 
wie möglich vorzuentscheiden. Demgegen-
über basiert die Zulassung freier Auseinan-
dersetzungen in den westlichen Gesellschaf-
ten auf dem Vertrauen, daß die Konflikte aus-
schließlich mit den Mitteln der Überzeugung 
ausgetragen werden und daß daher bei den 
oben umrissenen Alternativen jeweils die er-
ste Möglichkeit gewählt wird. Politische 
Kämpfe, denen diese Eingrenzung nicht als 
Konsens zwischen den Beteiligten zugrunde 
liegt, sprengen den Rahmen der west-
lich-demokratischen Staats- und Gesell-
schaftsordnung und drohen diese allmählich 
von innen heraus zu zerstören. Gerade die 
Demokratie in Deutschland hat diese Erfah-
rung schon einmal machen müssen.

6. Die Zwangslage beider Seiten in der Frage 
des systemüberschreitenden Austauschs

Wandel durch Annäherung?

Ein entscheidender Antrieb für die westliche 
Entspannungspolitik ist die Hoffnung gewe-
sen, durch einen Abbau der Feindseligkeits-
bekundungen zwischen Ost und West Verän-
derungen im sowjetischen Lager anzubahnen, 
die allmählich eine Überwindung der struktu-

rellen Gegensätze ermöglichen würden. Den-
ker und Politiker vom Schlage Brzezinskis, de 
Gaulles oder Bahrs gingen davon aus, daß die 
harten Herrschaftsstrukturen der einzelnen 
Länder und des Blocks in Osteuropa entschei-
dend durch den Druck des Außenkonflikts 
mit dem Westen aufrechterhalten werden. 
Eine Beseitigung dieses Außendrucks sollte 
daher geeignet sein, die unterdrückten Evolu-

M. Kulis, in: Voennaja sila i mezdunarodnye 
otnosenija, Moskau 1972, S. 222). — Die staatliche 
Machtpolitik, der die von Moskau aus manipulierte 
„revolutionäre" Bewegung dienen soll, richtet sich 
auf eine auswärtige Einflußvermehrung, nicht aber 
auf eine territoriale Expansion der UdSSR. Die 50. 
wjetische Führung sucht ihre Macht unter Beibeha-
tung der bestehenden Grenzen auszudehnen. 



tionstendenzen und Reformkräfte freizuset-
zen.
Das Konzept eines „Wandels durch Annähe-
rung" ist für diese Denkschule charakteri-
stisch. In der Überzeugung von der politischen 
Stärke der eigenen Staats- und Gesellschafts-
ordnung wurde dafür plädiert, „sich selbst 
und die andere Seite zu öffnen und die bishe-
rigen Befreiungsvorstellungen [des Westens 
aus den fünfziger Jahren] zurückzustellen". 
Auf diese Weise sollte insbesondere in 
Deutschland die staatliche Wiedervereini-
gung in einem allmählichen Prozeß erreicht 
werden, indem die DDR „mit Zustimmung der 
Sowjets transformiert" werde. Diese Trans-
formation war als eine Lockerung der Repres-
sion seitens der Machthaber gedacht; diese 
„Änderungen und Veränderungen" schienen 
„nur ausgehend von dem zur Zeit dort herr-
schenden Regime erreichbar". Dementspre-
chend sollte eine begrenzte Zusammenarbeit 
mit Moskau und Ost-Berlin stattfinden — mit 
dem Ziel, dort einen Wegfall der bisherigen 
Feindschaftspolitik zu signalisieren und west-
liche Hilfestellung bei der Lösung innerer, na-
mentlich wirtschaftlicher Probleme zu bieten. 
Wenn den östlichen Machthabern, so lautete 
die Überlegung, die Sorge vor einer Gefähr-
dung ihrer Herrschaftspositionen genommen 
würde, ließe sich ihre Bereitschaft erwarten, 
das Leben der ihnen unterworfenen Menschen 
zu erleichtern, die Abschirmung gegenüber 
dem Westen allmählich zu verringern und auf 
das Angebot zunehmender Ost-West-Bindun-
gen einzugehen 62).
Diesem Konzept liegt die Annahme zugrunde, 
daß Ost-West-Spannungen eine entscheidende 
Ursache für die fortdauernde Verhärtung im 
Sowjetblock bildeten und daß umgekehrt eine 
westliche Politik der Entspannung gegenüber 
der sowjetischen Führung und ihren Verbün-
deten bei diesen eine Neigung zu einer Auf-
lockerung der monolithischen Strukturen her-
vorrufen müsse. Danach war der illibe-
ral-repressive Charakter der sowjetkommu-
nistischen Herrschaft wesentlich durch die 
Notwendigkeit bedingt, die Kräfte des eige-
nen Lagers gegen die westlichen Versuche

62) Referat von E. Bahr in Tutzing am 15. 7. 1963, 
“iedergegeben in: Die deutsche Ostpolitik 1961 
11970, hrsg. von B. Meissner, Köln 1970, S. 45 
bis 48.

zur Infragestellung dieser Herrschaft zusam-
menzufassen. Sobald die westliche Bedrohung 
nicht mehr existieren würde, könnten die 
Machthaber dem sozusagen natürlichen An-
trieb folgen, eine möglichst milde, freundliche 
und populäre Herrschaft auszuüben.

Daher erschiene die Herstellung eines koope-
rativen Verhältnisses zu den kommunisti-
schen Führungen in Osteuropa als das geeig-
nete Mittel, um eine Abschwächung des inne-
ren Drucks, eine Verringerung sowjetischer 
Disziplinforderungen und eine Öffnung der 
Gesellschaften nach Westen einzuleiten. Sol-
cherart sich wandelnde Regimes könnten ge-
trost mit westlicher Hilfe ‘konsolidiert wer-
den: Sie würden ihrerseits aufhören, eine Be-
drohung nach außen hin darzustellen und so-
gar dazu bereit sein, den westlichen Ländern 
freundliche Kooperationspartner oder sogar 
— im Falle der SED-Funktionäre — Mitwir-
kende am nationalen Einigungswerk zu wer-
den.
Das gesamte Denkgebäude steht und fällt mit 
der Prämisse, daß die antiwestliche Einstel-
lung der östlichen Machteliten nur unter der 
Bedingung eines feindseligen westlichen Ver-
haltens bestehen bleiben könne und daß da-
her eine kooperative Verhaltensänderung der 
westlichen Seite eine Erwiderung in gleichem 
Sinne finden müsse. Unter den veränderten 
Umständen der Entkrampfung und der Ver-
ständigung zwischen Ost und West würden 
dann zunehmend bislang unterdrückte gesell-
schaftliche und nationale Bedürfnisse hervor-
treten, welche die entscheidenden Probleme 
des Ost-West-Verhältnisses — die Machtbal-
lung eihes monolithischen Sowjetblocks und 
die Spaltung zwischen den beiden deutschen 
Staaten — allmählich eliminieren könnten.

Die Reaktion des Ostens auf das westliche 
Konzept

Die Überlegung, daß es in Osteuropa ein star-
kes Potential an unterdrückten Bedürfnissen 
gibt und daß dessen Freisetzung nicht uner-
wünschte Entwicklungen einleiten könne, war 
nicht aus der Luft gegriffen. Vor allem die re-
formkommunistische Bewegung des Jahres 
1968 konnte derartige Erwartungen ein-
drucksvoll belegen. Zugleich aber — und das 
war entscheidend — zeigte es sich, daß nur 
ein Teil der kommunistischen Führungen be-



reit war, den sich regenden gesellschaftlichen 
Tendenzen entgegenzukommen und entspre-
chende strukturelle Anpassungen vorzuneh-
men.
Dazu gehörte jedoch nicht die sowjetische 
Führung, die schließlich in ihrer Mehrheit 
auch das Odium des unprovozierten, offenen 
Gewaltgebrauchs gegenüber einem verbünde-
ten Land nicht scheute, um ihre uneinge-
schränkte Herrschaft im Warschauer-
Pakt-Bereich wiederherzustellen und den 
begonnenen Prozeß einer Öffnung des osteu-
ropäischen Kommunismus gegenüber dem 
Westen rückgängig zu machen. Dabei nahm 
sie in Kauf, daß die politischen Chancen, die 
ein attraktives kommunistisches Reformmo-
dell in Ost- wie in Westeuropa geboten hätte, 
ungenutzt blieben. Sie definierte ihre Herr-
schaftsinteressen nach Ordnungsvorstellun-
gen eines konservativ-orthodoxen Kommunis-
mus und erteilte ' dem Gedanken, sie könne 
ihre Positionen in einer evolutiven Anpas-
sung an sich verändernde Gegebenheiten be-
haupten, eine entschiedene Absage.
Von da an war nicht mehr darauf zu hoffen, 
daß ein Abbau westlichen Feindseligkeitsver-
haltens die sowjetische Führung dazu veran-
lassen könne, ein wachsendes Maß an Eman-
zipation, Differenzierung und Öffnung in 
Osteuropa zu dulden. Während der folgenden 
Jahre machten die Männer im Kreml darüber 
hinaus deutlich, daß sie auch eine westliche 
Entspannungsbereitschaft, die nicht mehr das 
Ziel eines inneren Wandels im Warschauer-
Pakt-Bereich anvisiert, nicht mit einem 
Verzicht auf die prinzipiell-ideologische Anti-
haltung gegenüber dem Westen und mit einer 
Aufgabe des Bemühens um den gesellschaftli-
chen Kampf in den westlichen Ländern zu ho-
norieren gedachten63). Wenn viele im We-

63) Es ist bezeichnend, daß die westdeutsche Zu-
sicherung, die kommunistische Partei werde wieder
zugelassen werden und die folgende Einlösung die-
ses Versprechens die Wende der sowjetischen Poli-
tik gegenüber der Bundesrepublik im Winter 1968/ 
1969 entscheidend vorbereitet haben. Vgl. H. Tim-
mermann, Im Vorfeld der neuen Ostpolitik, in: Ost-
europa, 6/1971, S. 388—399. Die Sicherung der 1968 
gegründeten DKP war für Breshnev so wichtig, daß 
er das erste Gespräch mit Bundeskanzler Brandt 
nach dem sowjetisch-bundesdeutschen Interessen-
ausgleich (durch Moskauer Vertrag und Berlin-Ab-
kommen) im September 1971 dazu benutzte, um 
eine ausdrückliche Zusage einzuholen.

sten darauf hoffen, daß Moskau wenigstens 
den menschlichen Begegnungen und dem In-
formationsaustausch einen größeren autono-
men Entfaltungsspielraum einräumen könnte, 
dann stehen dem die sowjetischen Vorstellun-
gen über die Notwendigkeit einer absolut 
dichten Westabsicherung des eigenen Lagers 
entgegen.
Das Konzept, Änderungen im Einvernehmen 
mit den sowjetischen Machthabern herbeizu-
führen, ist mit dem Dilemma konfrontiert, daß 
diese die Schwelle für denkbare Systemstö-
rungen extrem niedrig ansetzen und so jedes 
Stück freien Dialogs als abzuwehrende Ge-
fahr behandeln. Die westliche Politik eines 

- kooperativen Austauschverhältnisses, das 
auch die Bereiche des Kontakts und der Kom-
munikation einschließen würde, scheitert dar-
an, daß die Männer im Kreml nicht mitspie-
len. Ein innerer Wandel, der sich ohne Stabi-
litätseinbußen und im Einvernehmen mit den 
Machthabern durchsetzen könnte, wird durch 
das Verhalten der sowjetischen Führung und 
der von ihr gestützten osteuropäischen Partei-
kreise unmöglich gemacht.

Probleme des sowjetischen Westkonzepts
Auch das sowjetische Vorgehen trifft auf Pro-
bleme. Die UdSSR und ihre Verbündeten sind 
zwar in wirtschaftlich-technischer Hinsicht 
zur Zusammenarbeit mit den westlichen Län-
dern bereit, verweigern aber eine entspre-
chende Zusammenarbeit, wenn es um mensch-
lichen und geistigen Austausch geht. Aus der 
Interessenlage der östlichen Machthaber her-
aus hat dieses zwiespältige Verhalten durch-
aus seine Logik, Da die Staaten des sowjeti-
schen Lagers ihren großen Modernitätsrück-
stand gegenüber der westlichen Welt nicht 
aus eigener Kraft überwinden können, bedür-
fen sie dringend westlichen Know-hows und 
teilweise auch westlicher Finanzierung. An-
dernfalls könnten längerfristig die Konzentra-
tion der Ressourcen auf militärische Zwecke, 
das Sich-Abfinden der Bevölkerung mit den 
materiellen Lebensbedingungen und die 
Glaubwürdigkeit des kommunistischen An-
spruchs auf wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
gefährdet sein.
Die Führungsgruppe um Breshnev hat daher 
seit 1969 systematisch darauf hingearbeitet, 
daß das Potential westlicher Länder möglichst 



zu Vorzugsbedingungen dem „sozialistischen 
Aufbau" zugute komme 64 ). Die Innenent-
wicklung der UdSSR legt die Vermutung 
nahe, daß der Griff nach westlicher Hilfe die 
Alternative zu einer Politik bildet, die das 
dringend erforderliche Wirtschaftswachstum 
durch Reformmaßnahmen angesteuert hät-
te65 ). Es ist auch nicht auszuschließen, daß 
die materielle Zusammenarbeit mit westlichen 
Ländern es der sowjetischen Führung er-
leichtert, den Anteil der Militärausgaben am 
Bruttosozialprodukt hochzuhalten, indem auf 
diese Weise die Befriedigung der Wachstums-
und Konsumtionsbedürfnisse nicht auf Kosten 
der Rüstung zu gehen braucht. Mit einer 
grundsätzlichen Option für den Westen hat 
dieser Kooperationskurs nichts zu tun.

66) Vgl. A. Wohlstetter, Threats and Promises of 
Peace, in: Orbis, XVI: 4 (Winter 1974), S. 1109 
bis 1115.

Der Widerstand gegen einen freieren geisti-
gen und menschlichen Austausch mit dem 
Westen liegt für die sowjetische Führung auf 
der gleichen Linie: Die eigene Macht soll ge-
stärkt — und nicht etwa geschwächt — wer-
den. Aus dem Blickwinkel der westlichen 
Länder jedoch muß sich die Frage stellen, ob 
denn Zusammenarbeit hier und das Gegenteil 
von Zusammenarbeit, nämlich antiwestliche 
Militanz, dort miteinander vereinbar sind. 
Ebenso muß es als ein Widerspruch zu Lasten 
der westlichen Seite erscheinen, wenn die so-
wjetische Parteiführung zwar die Gesellschaf-
ten der westlichen Länder dem östlichen Ein-
fluß so weit wie möglich zu öffnen sucht, zu-
gleich aber die Gesellschaften des eigenen 
Machtbereichs mit allen Mitteln gegen westli-
che Einflüsse abriegelt. Dieses Verhalten pro-
voziert den Einwand, ob denn das, was für 
die eine Seite recht sei, nicht auch für die an-
dere Seite billig sein müsse.
Soll die sowjetische Führung durch den Wi-
derspruch ihrer Politik keine Beeinträchti-

”) Der Weg, Wirtschaftswachstum durch Reformen 
hervorzubringen, war seit 1967 durch Ota Sik in 
der CSSR eingeschlagen worden. Die Entwicklungs-
linien, die von dort zu der reformkommunistischen 
Bewegung von 1968 führten, dürften in Moskau als 
ein Menetekel verstanden worden sein. Ende der 
sechziger Jahre wurde es in der Sowjetunion still 
um die zuvor mit einigen Erwartungen (wenn auch 
mit großer Vorsicht) eingeleiteten Wirtsdiaftsrefor-
men.
7 Den öffentlichen Auftakt bildete ein Leitartikel 
13 novym sversenijam") in der „Pravda" vom

• L 1970, der interne Aussagen Breshnevs vor 
ent ZK der KPdSU am 15. 12. 1969 paraphrasierte. 

gung erleiden, dann bedarf es des Mitspielens 
der westlichen Regierungen. Wenn diese auf 
die sowjetische Koexistenz-Politik eingehen, 
ohne sich durch die Ausklammerung der gei-
stig-menschlichen Zusammenarbeit und die 
Asymmetrie der Aktionsbedingungen auf ge-
sellschaftlicher Ebene irremachen zu lassen, 
dann sind die Probleme für Moskau gelöst. 
Wie es scheint, ist die Bereitschaft dazu in 
den westlichen Hauptstädten weithin vorhan-
den. Dabei spielt sicherlich die Euphorie her-
vorrufende Suggestivwirkung der sowjeti-
schen Entspannungsparolen eine Rolle.
Ein entscheidender Anteil kommt jedoch auch 
den strukturellen Vorgegebenheiten in den 
westlichen Ländern zu. Die bestehenden ord-
nungspolitischen Normen und Strukturen, die 
auf eine dialogische Austragung der gesell-
schaftlichen Konflikte in einem weitgehend 
machtfrei gehaltenen Raum abgestellt sind, 
erschweren das Ernstnehmen der Herausfor-
derung, die dem Konzept des unerbittlichen 
gesellschaftlichen Kampfes innewohnt, über-
dies lassen sich Sondermaßnahmen gegenüber 
politischen Kräften außerhalb der bestehen-
den Ordnung nur schwer organisatorisch 
praktizieren und publizistisch präsentieren. Es 
fehlen vielfach die praktischen Voraussetzun-
gen, welche die Anwendung des Reziprozi-
tätsprinzips gegenüber der sowjetischen Seite 
und ihrer westlichen Anhängerschaft erlau-
ben würden.
Schließlich wird in Westeuropa die Bereithal-
tung von Energien und Mitteln für die Zwek-
ke einer Selbstbehauptung nach außen weit-
hin als mühselige und unproduktive Last 
empfunden. Für die einer regelmäßigen Wäh-
lerentscheidung unterliegenden Regierungen 
liegt es daher nahe, internationalen Konflik-
ten von potentieller Gewalthaltigkeit so weit 
wie möglich durch anpassende Nachgiebig-
keit aus dem Wege zu gehen. Der Umstand, 
daß die Auseinandersetzung dadurch viel-
leicht nur kurzfristig vermieden wird, bleibt 
leicht verborgen. Im übrigen ist der hoff-
nungsfrohe Glaube weit verbreitet, daß eine 
wirtschaftlich-technische Zusammenarbeit 
zwischen Ost und West von selbst den Frie-
den begründen müsse 66 ).



Das westliche Austauschverlangen in seiner 
innenpolitischen Motivation

Was die Führer der westlichen Staaten davon 
abhält, das sowjetische Konzept in der Frage 
des transnationalen Austauschs uneinge-
schränkt anzunehmen, hat weithin nichts mit 
hoher Politik zu tun. Für Regierungen, die 
sich immer wieder Wahlen stellen müssen, 
kommt der Suche nach popularitätsfördern-
den Regelungen ein erhebliches Gewicht zu. 
Daher ist es zu einem wichtigen Grundsatz 
der Entspannungspolitik in Westeuropa ge-
worden, daß sich die Verbesserungen nicht 
nur auf die offiziellen Beziehungen zwischen 
den Staaten, sondern auch die persön-
lichen Lebens- und Entfaltungsmöglichkeiten 

der Bevölkerung auswirken müßten. „Wer 
spürt heute nicht überall in Europa den Drang 
nach mehr Kontakten, mehr Information, 
mehr Begegnung? Die Menschen wollen end-
lich die Früchte der Entspannung im tägli-
chen Leben spüren, sie mit Händen greifen.' 
Die „vielfachen Impulse" der westlichen Ge-
sellschaften, „die auf Begegnung, Austausch, 
Kontakte drängen“, könnten von daher nicht 
außer Betracht bleiben. Die „elementaren Be-
dürfnisse der Menschen überall- in Europa“ 
gelten daher als ein entscheidender Teil „je-
ner Wirklichkeit, die die Po
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litik zur Kenntnis 
nehmen muß". Den Menschen — und nicht 
etwa nur den Regierungen — soll „der Abbau 
der Konfrontation zugute" kommen ).

7. Optionen für das künftige Ost-West-Verhältnis 
auf der gesellschaftlichen Ebene

Alternative 1:
Festschreibung des derzeitigen Zustandes

Die bisherige Situation in den Fragen des 
Kontakts und der Kommunikation über die 
Systemgrenzen hinweg ist äußerst unbefriedi-
gend. Hinter den Standpunkten, die auf der 
Europa-Konferenz geltend gemacht werden, 
stehen miteinander unvereinbare Vorstellun-
gen. Der Versuch, den transnationalen mensch-
lich-geistigen Austausch zwischen West- und 
Osteuropa mittels einer Politik des Einver-
nehmens und der Entspannung zu regeln, ist 
daher so gut wie gescheitert. Wenn sich 
nicht noch — wider alle Wahrscheinlich-
keit — ein plötzlicher Wandel der Grundein-
stellungen ereignen sollte, dann bleiben nur 
noch zwei mögliche Verhandlungsresultate 
übrig, die beide wenig verlockend sind. Ent-
weder kommt es zu einem offenen Abbruch 
des Dialogs über den freieren Austausch von 
Personen, Informationen und Ideen, oder aber 
die beiden streitenden Seiten entschließen 
sich zu einem Kompromiß, der die entgegen-
gesetzten Auffassungen mit gemeinsam for-
mulierten, aber gegensätzlich ausgedeuteten 
Worten zudecken würde und außer einer 
scheinbaren Beifallskundgebung der westli-
chen Länder für angebliche sowjetische Zuge-
ständnisse keinen realen Inhalt besäße.

Unter diesen Umständen blieben die gegenwär-
tigen Verhältnisse des transnationalen 
menschlich-geistigen Austauschs zwischen 
West- und Osteuropa unverändert bestehen. 
Das hieße:

1. Das selektive politische Einvernehmen 
zwischen den Regierungen in Ost und West 
würde durch einen Scheinkompromiß über 
den Tagesordnungspunkt III der Euro-
pa-Konferenz erweitert. Auf diese Weise wür-
de in der westlichen Öffentlichkeit zunächst 
der Eindruck geschaffen, als mache die Ent-
spannung auch an diesem heiklen Punkt Fort-
schritte. Dadurch wäre einer euphorischen 
Selbsttäuschung des Westens über die tat-
sächliche Lage Vorschub geleistet, die im 
weiteren Verlauf der Entwicklung mit großer 
Wahrscheinlichkeit zu bitterer Desillusionie-
rung und erneuter Spannungsverschärfung 
führen würde. Je stärker das aus der Selbst-
täuschung der westlichen Gesellschaften re-
sultierende westliche Fehlverhalten gegen-
über der UdSSR und ihren Verbündeten wäre, 
desto ausgeprägter wären die Gefahren nicht

67) So Bundesaußenminister Scheel auf der Außen-
ministertagung der KSZE in Helsinki am 4 . 7. 1973, 
wiedergegeben in: Bulletin, hrsg. vom Presse- un 
Informationsamt der Bundesregierung, 82/1974, 5.' 
1974, S. 834, 837, 836. 



nur für die westliche Selbstbehauptung, son-
dern auch für den künftigen Fortgang der 
Entspannung.
2. Die westlichen Länder würden zwar nicht 
den Worten, wohl aber der Sache nach lang-
fristig darauf verzichten, in den Fragen des 
transnationalen menschlich-geistigen Aus-
tauschs den Anspruch einer auch nur minima-
len Reziprozität gegenüber der UdSSR geltend 
zu machen. Die sowjetische Führung und ihre 
osteuropäischen Gefolgschaften erhielten un-
angefochten das Recht zugestanden, nach Be-
lieben alle unerwünschten westlichen Einflüs-
se aus ihrem Machtbereich herauszuhalten 
und gleichzeitig für sich das Recht zu unein-
geschränkter Einwirkung auf die westeuropä-
ischen Gesellschaften zu beanspruchen. Es 
bedarf keiner näheren Erläuterung, daß dies 
in optimaler Weise der Zementierung der so-
wjetischen Herrschaftsstrukturen in Osteuro-
pa und der Erschütterung der west-
lich-demokratischen Ordnungen in Westeuro-
pa dienen würde, überdies würde die sowjeti-
sche Führung darin ei
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nen klaren Erweis dafür 
sehen, daß die westeuropäischen Regierungen 
sich im Bewußtsein ihrer Schwäche gezwun-
gen gesehen hätten, ihre Politik an die sowje-
tischen Vorstellungen anzupassen ).

3. Die sowjetische Führung erhielte weiter-
hin einen starken Anreiz, ihre militante anti-65

68) In allen sowjetischen Verlautbarungen heißt es,
daß die gegenwärtige Entspannung ausschließlich
auf das wachsende Gewicht der sowjetischen Macht
zurückzuführen sei, welche die westlichen Staaten
zunehmend dazu nötige, auf die sowjetische Ent-
spannungspolitik einzugehen. Die westliche Ent-
spannungsbereitschaft hat demnach den Charakter 
einer erzwungenen Anpassung an die Realitäten 
wachsender sowjetischer Überlegenheit. An den 
Punkten, an denen die westlichen Regierungen bis-
lang nicht den sowjetischen Wünschen zu entspre-
chen geneigt sind, erscheint konsequenterweise der 
weitere Ausbau der sowjetischen Machtpositionen 
als das geeignete Mittel, eine westliche Verhaltens-
inderung im sowjetischen Sinn herbeizuführen. 
Nachdem die westeuropäischen Staaten zunächst 
mit allem Nachdruck auf einem freieren Austausch 
von Personen, Ideen und Informationen zwischen 

st und West bestanden haben, kann nunmehr ein 
achgeben in dieser Frage nur als Bestätigung der 

sowjetischen These aufgefaßt werden. Die West-
europäer, so würde in Moskau gefolgert werden, 
"iagen eine Aufrechterhaltung ihres Verlangens 

J11 t. weil sie sich nicht mehr zutrauen, den andern-
p, Is zu erwartenden Konflikt mit den Warschauer-
a -Führungen durchstehen zu können.

westliche Grundeinstellung auf der gesell-
schaftlichen Ebene fortzusetzen. Es gäbe dann 
auf lange Sicht hin keine Aussicht auf eine 
Entspannung zwischen Ost und West, die 
über die Vermeidung des nuklearen Kriegsri-
sikos zwischen den beiden Supermächten und 
ihren Verbündeten hinausginge. Entspannung 
wäre festgeschrieben als ein Verhältnis, das 
die westliche Seite überall dort, wo es den 
sowjetischen Interessen entspräche, zur be-
dingungslosen Zusammenarbeit verpflichtete 
und zugleich der UdSSR im gesellschaftlichen 
Bereich völlig freie Hand für die antiwestli-
che politische Offensive ließe, ohne daß den 
westlichen Ländern das mindeste Recht zur 
Einwirkung auf den Warschauer-Pakt-Bereich 
eingeräumt würde69 ). Die Theorie und die 
Praxis des antiwestlichen gesellschaftlichen 
Kampfes würden für Moskau endgültig zum 
unaufgebbaren, weil risikolosen Instrument 
der politischen Einflußnahme in Westeuropa. 
Solange die Männer im Kreml mit Kampfbe-
dingungen von derartig einseitigem Vorteil 
rechnen können, wäre es für sie eine politi-
sche Dummheit, den Kurs des unerbittlichen 
antiwestlichen Kampfes auf gesellschaftlicher 
Ebene zu korrigieren.

Alternative 2:
Reziprozierung der sowjetischen Abschir-
mungspolitik

Der Logik der sowjetischen Abschirmungspo-
- litik würde es entsprechen, wenn die westeu-
ropäischen Länder mit einer gleichartigen Ge-
genabschirmung reagieren würden. Damit 
würden sie sich gemäß jener theoretischen 
Auffassung verhalten, nach der eine „disso-
ziative" europäische Friedensordnung der 
Ost-West-Situation angemessen ist und am 
besten dem Entstehen wechselseitiger Span-
nungen entgegenwirkt. Die sowjetische Argu-
mentation, daß zwischenstaatliche Entspan-

69) Je stärker die sowjetische Führung den Ein-
druck gewinnt, daß die westeuropäischen Staaten 
um jeden Preis zu einer Kooperation bereit sind 
(weil sie sich auf das politische Einvernehmen mit 
der UdSSR angewiesen sehen), desto mehr ist mit 
einem sowjetischen Druck auf sie zu rechnen, im 
Sinne der östlichen Interpretation des, Nicht-Einmi-
schungs-Prinzips von sich aus alle in Moskau un-
erwünschten Einwirkungen auf die ostearopäischen 
Gesellschaften zu verhindern. Vgl. Anm. 27 und 50. 



nung und zwischengesellschaftliche Konfron-
tation sich wechselseitig bedingende Bestand-
teile der „friedlichen Koexistenz" darstellten, 
würde konsequent praktiziert.

Gegen eine derartige Ansicht erheben sich je-
doch schwerwiegende Bedenken:
1. Die sowjetische Führung würde, obwohl 
die westliche Seite nur den östlichen Stand-
punkt übernehmen würde, voraussichtlich mit 
Heftigkeit reagieren und von einem Bruch der 
Entspannung sprechen. Soweit die Machtver-
hältnisse dies ohne ernstliches Risiko zulie-
ßen, wären auch Repressalien auf zwischen-
staatlicher Ebene zu erwarten. Eine derartige 
Politik ließe sich daher nur verwirklichen, 
wenn die westlichen Regierungen auf die po-
litische Zusammenarbeit mit Moskau in den 
bisherigen Teilbereichen zu verzichten bereit 
wären und genügend Stärke zum Bestehen so-
wjetischer Verärgerungsstürme (bis hin zur 
Androhung bewaffneter Gewalt) besäßen.
2. Die prinzipielle Konfrontation zwischen 
Ost und West würde zementiert und ver-
ewigt. Eine künftige Hinentwicklung zu ei-
nem allmählichen Abbau der gesellschaft-
lich-politischen Trennungen wäre genau so 
wenig zu erwarten wie in dem vorher disku-
tierten Fall, daß der bestehende Zustand des 
einseitigen antiwestlichen Kampfes festge-
schrieben würde.
3. Die westlichen Länder müßten, was die 
Wirksamkeit sowjetischer beziehungsweise 
sowjetisch gesteuerter Kräfte in ihren Gesell-
schaften anbelangt, ein Verhalten praktizie-
ren, das ihren ordnungspolitischen Normen 
und Strukturen widersprechen würde. Diese 
Opponenten müßten ebensosehr unterdrückt 
werden, wie es im Warschauer-Pakt-Bereich 
mit allen Andersdenkenden geschieht. Das 
würde nicht nur praktische Probleme schaf-
fen ), sondern auch die moralische Glaub-
würdigkeit der westlich-demokratischen Ord-
nung beeinträchtigen, wenn es nicht gelänge, 
eine weithin überzeugende Rationale des 
Vorgehens zu entwickeln.
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70) Die Grenzlinie zwischen (zulässiger) systemkon-
former Opposition und (unzulässiger) systembedro-
hender Opposition läßt sich oft nicht ganz klar ab-
stecken.

Zweifellos würde es aber gleichzeitig der 
westlichen Seite sehr zugute kommen, wenn 

das Prinzip der Reziprozität wirksam zur Gel-
tung käme. Nicht länger würde eine Asym-
metrie der gesellschaftlichen Kampfbedingun-
gen es der sowjetischen Seite erlauben, mit 
einer sich fortsetzenden Serie einseitiger poli-
tischer Eroberungen im westlichen Lager zu 
rechnen.

Alternative 3:

Einsatz politischer Hebel für die Verbesse-
rung des menschlich-geistigen Ost-West-Aus-
tauschs

Wenn man davon ausgeht, daß die gegenwär-
tigen Bedingungen der zwischengesellschaftli-
chen Auseinandersetzung, die der sowjeti-
schen Führung ein Maximum an Chancen und 
ein Minimum an Risiken bieten und dafür den 
westlichen Ländern ein Minimum an Chancen 
und ein Maximum an Risiken zumuten, den 
Hauptbestimmungsfaktor für die antiwestli-
che Militanz Moskaus darstellen, dann kommt 
man nicht um die Schlußfolgerung herum, daß 
ein Anwachsen der Duldsamkeit, der Offen-
heit und der Verständigungsbereitschaft auf 
sowjetischer Seite nur unter der Vorausset-
zung größerer Symmetrie auf der zwischenge-
sellschaftlichen Ebene möglich ist. Feindselig-
kämpferische „friedliche Koexistenz“ darf 
sich nicht einseitig bezahlt machen. Die 
Nachteile und Risiken müssen auch für die 
Männer im Kreml beträchtlich sein, wenn die-
se zu einem Nachdenken darüber angeregt 
werden sollen, ob das antiwestliche Vorgehen 
auf zwischengesellschaftlicher Ebene für sie 
weiterhin nützlich und zweckmäßig ist. Das 
bedeutet: Die Anreizstruktur der sowjeti-
schen Führung ist zu verändern, indem die 
Fortsetzung des bisherigen Verhaltens mit 
dem Verlust von Vorteilen und Chancen 
und/oder mit dem Erwerb von Nachteilen und 
Risiken gekoppelt wird.
Einen Ansatz für eine derartige Politik könnte 
das sowjetische Bedürfnis nach technolo-
gisch-wirtschaftlicher Zusammenarbeit mit 
dem Westen bieten. Wenn man von den In-
teressen einzelner Branchen absieht und den 
Blick auf das Ganze der Volkswirtschaften 
richtet, ist die angestrebte Kooperation für 
die UdSSR ungleich wichtiger als für die 
westlichen Länder. Der Vorteil fremden 
Know-hows und ausländischer Kredite ist für 



das ökonomische Wachstum der Sowjetunion 
dringend erwünscht — und nur in den hoch-
entwickelten westlichen Industriestaaten zu 
haben. Die Gewährung der Meistbegünsti-
gun
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g und der Verzicht auf Kontingentierung 
sind Maßnahmen, die nur auf Seiten der 
Marktwirtschaftsländer gegenüber den Staats-
handelsländern Bedeutung haben. Gleichzeitig 
haben sich die wirtschaftlichen Hoffnungen 
nicht erfüllt, die zeitweilig in Westeuropa auf 
das sowjetische Lager gesetzt worden 
sind ).
Nachdem die UdSSR zunächst eine breite 
Versorgung Westeuropas mit den Energien 
und Rohstoffen in Aussicht gestellt hatte, die 
mit westlicher Hilfe erschlossen würden, sind 
diese Töne schon lange vor der Ölkrise sehr 
gedämpft worden, und westliche Experten 
schätzen, daß die sowjetische Wirtschaft 
künftig ihre Vorräte weithin selbst benötigen 
wird. Al
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s die arabischen Staaten im Herbst 
1973 — augenscheinlich nicht zuletzt auch 
auf sowjetische Ermutigung hin — begannen, 
zuerst die Ölversorgung Westeuropas in Frage 
zu stellen und dann über den ölpreis das 
wirtschaftliche Gleichgewicht in dieser Re-
gion zu erschüttern, zeigte es sich, daß die 
sowjetische Seite keineswegs geneigt ist, den 
westeuropäischen Ländern ihre Situation zu 
erleichtern; sie ging vielmehr sofort dazu 
über, die veränderte Lage ökonomisch für 
sich auszunutzen. Damit gingen die Aussagen 
maßgeblicher Funktionäre einher, welche die 
wirtschaftliche „Krise des Kapitalismus" als 
Erschütterung seiner politischen Positionen 
feierten ).

Unter diesen Umständen haben die westeuro-
päischen Länder von einer wirtschaftlich-
technologischen Zusammenarbeit mit der 
UdSSR nicht diejenigen stabilitätsfördernden 
Wirkungen zu erwarten, auf die es die sowje-
tische Seite für sich abgesehen hat. Das Inter-
esse an dieser Zusammenarbeit liegt somit,

) Zur Vorteilsrelation bei der wirtschaftlich-tech-
nologischen Zusammenarbeit zwischen Ost und 
West vgl. R. Conquest / B. Crozier / J. Erickson / J. 
Godson / G. Grossmann / L. Labedz / B. Lewis / R. 
Pipes/L. Schapiro /E. Shils / P. J. Vatikiotis, De-
tente: An Evaluation, in: Survey, 20. Jg. H. 2/3 
(Nr. 91/92), Sommer 1974, S. 10—13.

) Vgl, das Referat des Leiters der Westabteilung 
eim ZK der KPdSU, B. Ponomarv, vom 18. 1. 1974, 

wiedergegeben in: Pravda, 19. 1. 1974. 

gesamtwirtschaftlich gesehen, überwiegend 
auf östlicher Seite. Daher könnte eine koordi-
nierte westliche Politik hier einen Preis nen-
nen73 ).

73) Allerdings hat es Moskau bisher recht gut ver-
standen, den westlichen Ländern entweder die Wir-
kungslosigkeit einer bedingungsweisen Inaussicht-
nähme wirtschaftlich-technologischer Nicht-Koope-
ration zu suggerieren (obwohl die zeitweilige 
sowjetische Judenemigrationspolitik im Blick auf 
erhoffte amerikanische Außenhandelskonzessionen 
deutlich auf das Gegenteil hinweist) oder aber durch 
den Appell an westliche Brancheninteressen (unter 
dem Anspruch eines wechselseitig ausgewogenen 
Nutzens) zu neutralisieren.

In einer wichtigen Teilfrage wurde die Probe 
aufs Exempel gemacht. Einer der maßgebli-
chen Männer der amerikanischen Legislative, 
Senator Jackson, bestand darauf, daß der so-
wjetischen Regierung die gewünschten Han-
delserleichterungen und Kredithilfen nur 
dann gewährt werden dürften, wenn sich die-
se hinsichtlich des Auswanderungsverlangens 
vieler ihrer Bürger stärker als bisher an die 
Menschenrechtskonvention zu halten bereit 
sei. Der Senator ging daven aus, daß die 
UdSSR in ernsten wirtschaftlichen Schwierig-
keiten stecke und daher auf westliche Hilfe 
angewiesen sei. Die Hartnäckigkeit Jacksons 
nötigte die Leiter der amerikanischen Außen-
politik dazu, diesen Standpunkt gegenüber 
der sowjetischen Seite zu vertreten. Das Er-
gebnis war eine Absprache zwischen Wa-
shington und Moskau, auf Grund deren der 
amerikanische Außenminister dem Senator 
genaue Einzelheiten darüber mitteilte, wie die 
UdSSR ihren auswanderungswilligen Bürgern 
künftig nicht mehr die bisherigen Hindernisse 
in den Weg legen wolle und auf ihre Anträge 
in angemessenem Umfang einzugehen geden-
ke. Die amerikanische Legislative behielt sich 
vor, die der UdSSR daraufhin gewährten wirt-
schaftlichen Vorteile wieder rückgängig zu 
machen, falls die Zusagen nicht eingehalten 
werden sollten.

Das Arrangement wurde freilich bald in Fra-
ge gestellt. Bereits am 26. Oktober 1974 rich-
tete der sowjetische Außenminister ein 
Schreiben an seinen amerikanischen Amtskol-
legen, in dem er gegen Jacksons Darstellung 
der Sachlage protestierte und sie als ein „ent-
stelltes Bild“ von den gegebenen Zusagen be-
zeichnete. Die Frage, so erklärte Gromyko, 



gehöre „an und für sich voll und ganz zu den 
inneren Kompetenzen“ der UdSSR, und die 
sowjetische Seite werde auch künftig „dies-
bezüglich ausschließlich in Übereinstimmung 
mit unseren einschlägigen Gesetzen verfah-
ren". Im übrigen sei die Zahl der auswande-
rungswilligen Sowjetbürger rückläufig. In ei-
ner TASS-Erklärung machte Moskau überdies 
geltend, daß die „Aufnahme derartiger Vorbe-
halte und einschränkender Bedingungen“ (wie 
sie Jackson stipulierte) „in direktem Wider-
spruch“ zu den 1972 getroffenen amerika-
nisch-sowjetischen Vereinbarungen stehen 
würde (bei denen die Washingtoner Admini-
stration nicht auf Auswanderungskonzessio-
nen bestanden hatte). Das neu gestellte Ver-
langen laufe auf eine amerikanische Einmi-
schung in innersowjetische Angelegenheiten 
hinaus. Nur auf der Grundlage der „vollen 
Gleichberechtigung der beiden Seiten“ und 
der „Nichteinmischung in die inneren Ange-
legenheiten des anderen" könnten die wech-
selseitigen Beziehungen gedeihen; die UdSSR 
beabsichtige, „sich auch künftig strikt an die-
se Grundlagen zu halten"73a).

Die Aussagen aus Moskau signalisierten 
deutlich den Willen, die gegebenen Zusiche-
rungen nicht als übernommene Verpflichtun-
gen gelten zu lassen. Die These von dem ab-
nehmenden Auswanderungsinteresse deutete 
auf eine künftig verschärfte — und nicht 
etwa erleichterte — Verfahrenspraxis hin. 
Anfang 1975 ging die sowjetische Führung 
noch einen Schritt weiter. Mit einem Schrei-
ben vom 10. Januar kündigte sie das Handels-
abkommen mit den USA. Begründend hieß es, 
die UdSSR sei nicht bereit, einen Handelssta-
tus zu akzeptieren, der „diskriminierend und 
politischen Bedingungen unterworfen" sei. 
Sie erwarte vielmehr eine vorbehaltlose Er-
füllung der Vereinbarungen, die 1972 festge-
legt worden seien. Neu Verhandlungen könn-
ten nur auf dieser Basis erfolgen. Außerdem 
brachte die sowjetische Seite Unmut darüber 
zum Ausdruck, daß die diskreten Gespräche 
mit Außenminister Kissinger (die Jacksons 
Forderungen betrafen) in der Öffentlichkeit *

”a) Abdrude der Texte in: Sowjetunion heute, 
20. Jg. H. 1, 1. 1. 1975, S. 27 f. Der Text des 
Gromyko-Schreibens findet sich auch in: Die Welt, 

20. 12. 1974.

aufgebauscht worden seien 73b). Die Kommen-
tare lassen deutlich die Absicht erkennen, das 
Handelsarrangement mit den USA zu erneu-
ern, aber mittels Ausspielung der Administra-
tion und der Öffentlichkeit gegen den Senat 
von den damit verknüpften Auflagen zu lösen. 
Das sowjetische Vorgehen könnte durch meh-
rere Hypothesen zu erklären sein. Es wäre 
denkbar, daß die Männer im Kreml bereits 
von Anfang an darauf spekuliert haben, sie 
könnten sich, wenn die amerikanische Han-
delsgesetzgebung erst einmal unter Dach und 
Fach sei, nachträglich von den Bedingungen 
der Senatsmehrheit freimachen. Das Kalkül 
wäre in diesem Falle gewesen, daß die ameri-
kanische Seite nach perfektem Arrangement 
kaum wieder zum Verzicht auf die eingeleite-
ten kommerziellen Verbindungen bereit sein 
würde und daß Moskau daher mit der Dro-
hung eines Abbruchs die zunächst scheinbar 
hingenommenen Auflagen loswerden könne. 
Der Umstand, daß die Administration in Wa-
shington das Verlangen Jacksons selbst nicht 
billigte und nur widerwillig gegenüber der 
UdSSR vertreten hatte, mochte einer derarti-
gen Überlegung zusätzliche Erfolgsaussicht 
gegeben haben. Andererseits erscheint es 
aber auch möglich, daß die Leiter der sowjeti-
schen Außenpolitik zunächst nur an eine 
möglichst weitreichende Umgehung der Zusa-
gen gedacht haben und erst allmählich zu 
dem Kündigungsentschluß gelangt sind. Dabei 
könnten Auseinandersetzungen innerhalb der 
Führungsgruppe, zunehmende Verärgerung 
über eine der Absprache unerwünscht gege-
bene Publizität oder Enttäuschung über das 
unerwartet geringe Ausmaß des amerikani-
schen Kreditvolumens für die UdSSR (das bis 
1978 auf 75 Mio. $ fixiert wurde) eine we-
sentliche Rolle gespielt haben.
Die Jackson-Politik hat eine Unterstützung 
der UdSSR bei

74
 der Lösung ihrer Wirtschafts-

probleme ) ' gegen die Akzeptierung be-

”b) Vgl. Kissinger warnt Moskau, in: Die Welt, 
16. 1. 1975; E. Bölte, USA in Sorge / Warnschuß der 
Sowjets / Moskau aus vielen Gründen über US-
Kongreß empört, in: Kölner Stadt-Anzeiger, 16. 1 
1975.
74) Vgl. die Angaben und Überlegungen (mit Lite-
raturangaben) bei G. Wettig, Kontakt und Kom-
munikation — ein wünschenswertes Element euro-
päischer Friedensordnung? in: Die Ostpolitik der 
Bundeserepublik, hrsg. von E. Jahn/V. Rittberger, 
Opladen 1974, S. 261—284.



stimmter Spielregeln des Kontakts, der Kom-
munikation, der Freizügigkeit und/oder der 
Duldsamkeit durch. Moskau zum Inhalt. Die-
ses Vorgehen birgt freilich auch Risiken in 
sich:
1. Eine weitreichende wirtschaftlich-techno-
logische Unterstützung durch westliche Länder 
führt möglicherweise dazu, daß die sowjeti-
sche Führung darum herumkommt, die drin-
gend gebotene Steigerung der ökonomischen 
Effizienz durch strukturelle Reformen (die 
beim Produktionslenkungssystem erfolgen 
würden, aber kaum ohne gesamtgesellschaft-
liche Auswirkungen bleiben könnten) zu su-
chen. Das Regime Breshnev-Kossygin hat alle 
früheren Ansätze in diesem Sinne rückgängig 
gemacht, um die bestehenden Herrschafts-
strukturen uneingeschränkt konservieren zu 
können. Sein Bestreben, westliches Know-
how und westliche Finanzkraft für den Aus-
bau der sowjetischen Wirtschaft zu mobilisie-
ren, könnte nicht zuletzt durch den Wunsch 
nach einer Alternative zur inneren Reform 
bestimmt sein. Umgekehrt hat das Beispiel 
der Tschechoslowakei in den Jahren 1965 bis 
1968 gezeigt, daß wirtschaftliche Stagnation 
einen mächtigen Antrieb für die Initiierung 
von Reformen werden kann, welche die poli-
tisch-gesellschaftlichen Verhältnisse tiefgrei-
fend ändern.
2. Wenn der sowjetischen Führung für die 
Lösung ihrer ökonomischen Probleme westli-
che Kredite zur Verfügung gestellt werden, 
kann dies den Druck, den die so lange ver-
nachlässigten zivilen Erfordernisse auf die 
aufgeblähten Militärausgaben auszuüben be-
ginnen ), erheblich verringern. Das würde 
bedeuten, daß der Beitr

76

ag westlicher Länder 
indirekt der sowjetischen Rüstung zugute 
kommen würde ).  Es wäre daher zu fragen,

75

der amerikanische Senat nach langem Zögern die
Begünstigung des Wirtschaftsaustausch mit der 
UdSSR billigte (Oktober 1974), erneut entschieden 
für die Priorität der Rüstungszwecke plädierte 
(Ch. Duevel, Kosygin at Odds with Brezhnev on 
Economic Policy, Radio Liberty Research, RL 375/74, 
6. 11. 1974, S. 1 f., 6 f.), könnte auch in diese Rich-
tung deuten.
77) Aus der UdSSR hat Andrej Sacharov die west-
lichen Regierungen vor einer „Entspannung ohne 
Demokratisierung“ im Moskauer Machtbereich ge-
warnt (A. Brumberg, Zur Opposition der Intellek-
tuellen in der Sowjetunion, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, Beilage zur Wochenzeitung „Das 
Parlament“, B 45/74, 9. 11. 1974, S. 24). Sacharov 
hat bei anderer Gelegenheit die Sorge ausgespro-
chen, daß der sowjetische Unterdrückungsapparat, 
wenn im Zeichen der Entspannung die bisherigen 
Gegengewichte in der Welt weiter reduziert wür-
den, eine über alle entgegenstehende Bestrebungen 
triumphierende unwiderstehliche Macht gewinnen 
könnte.
78) Sacharov warnte vor einer „Entspannung, bei 
der der Westen unsere Spielregeln akzeptiert" (A. 
Brumberg, a. a. O., S. 24). Zur Problematik vgl. G. 
Wettig, Das sowjetische Koexistenz-Konzept, in: 
Osteuropa, 3/1974, S. 180—187; G. Wettig, Der Hin-
tergrund — die sowjetische Europa-Politik, in: 
Osteuropa, 7/1974, S. 514—521.
79) Sacharov warnte vor einer Situation, in welcher 
der Westen im Zeichen der Entspannung seine mili-
tärischen Anstrengungen vermindere, während die 
UdSSR „bis an die Zähne" bewaffnet sei (A. Brum-
berg, a. a. O., S. 24).

75) Vgl. Kapitel IV/2. Wie groß die Vernachlässi-
gung der zivilwirtschaftlichen Bedürfnisse ist, läßt 
sich erahnen, wenn man erfährt, daß nach west-
idher Schätzung 80 % des Aufwandes für For-
schung und Entwicklung in die Rüstung gehen (M.

Gallagher / K. F. Spielmann Jr., Soviet Decision-
Making for Defense, New York 1972, S. 55. 67.

76) Indizien dafür, daß in der sowjetischen Führung 
erartige Überlegungen eine Rolle spielen, werden 

erwähnt bei P. Lange, Der Warschauer Pakt im Pro-
re der europäischen Entspannungspolitik, Stiftung 
Wissenschaft und Politik, SWP — S 2041, Juli 1974,

5f. Der Umstand, daß Breshnev nach vorange-
ängenen Schwankungen in dem Augenblick, als 

ob nicht die Arrangements über eine weitge-
spannte Ost-West-Zusammenarbeit im Be-
reich der Wirtschaft und der Technologie mit 
Vereinbarungen über ein ausgeglichenes Ver-
hältnis der Streitkräfte und Rüstungen auf 
beiden Seiten gekoppelt werden müßten.

Für die westlichen Staaten besteht aller 
Grund, zu verhindern, daß die Entspannung zu 
einer Zementierung der Repressionsstruktu-
ren im sowjetischen Lager77 ), zu einer Eta-
blierung von einseitig die UdSSR begünstigen-
den Koexistenz-Bedingungen 78)  und zur Er-
mögli

79
chung einer hegemoniebereitenden Rü-

stung Moskaus )  führt.

Ein weiterer Hebel, der die Männer im Kreml 
zu Konzessionen hinsichtlich der zwischenge-
sellschaftlichen Kontakte und Kommunikatio-
nen veranlassen könnte, wäre die strikte Gel-
tendmachung des Reziprozitätsstandpunkts 
durch die westlichen Regierungen an allen 
denjenigen Stellen, wo die sowjetische Seite 
ein Interesse an Einwirkungsmöglichkeiten 
auf die Gesellschaften westlicher Länder 



hat80). Der sowjetischen Führung müßte klar 
gemacht werden, daß sie nur so weit damit 
rechnen kann, anderswo ihre Vorstellungen 
zu verbreiten, Kontakte anzuknüpfen und 
Verbindungen herzustellen, wie sie ihrerseits 
den jeweiligen Staaten ähnliche Möglichkei-
ten in ihrem Herrschaftsbereich einräume. 
Die Männer im Kreml müßten sich dann dar-
über klar sein, daß ihre eigenen Einwirkungs-
möglichkeiten von der Konzession gleicharti-
ger Einflußchancen an die Gegenseite abhän-
gen. Freilich würde diese Einsicht in Moskau 
nur während eines längeren Erfahrungszeit-
raums wachsen. Erst wenn sich die sowjeti-
sche Führung nach vielen und ausdauernden 
Versuchen zum Beweis des Gegenteils end-
gültig davon überzeugt hätte, daß die verän-
derte Ausgangslage unwiderruflich festliegt, 
würde sie die Gegebenheiten zu akzeptieren 
bereit sein. Eine historische Parallele bietet 
das sowjetische Verhalten der Jahre 1953 bis 
1955, als sich die Männer im Kreml schließ-
lich damit abfanden, daß das Konzept einer 
einseitig nur die westliche Seite verpflichten-
den Viermächte-Kooperation in Deutschland 
seit 1947 gescheitert war, und dementspre-

80) In Moskau ist man sich durchaus der Wichtigkeit 
bewußt, welche die innenpolitische Szenerie der 
westlichen Länder für den Erfolg der sowjetischen 
Außenpolitik hat. Wie es heißt, besitzen bei der 
Veränderung des zwischenstaatlichen Kräfteverhält-
nisses und bei der Anpassung der kapitalistischen 
Staaten an die Bedingungen wachsenden sowjeti-
schen Einflusses „die Verteilung und das Verhält-
nis der Kräfte in den hauptsächlichen Ländern des 
Kapitalismus” eine „bestimmte Bedeutung” (Prob-
lemy obego krizisa kapitalizma [Bericht über eine 
Sitzung des Wissenschaftlichen Rates des Moskauer 
Instituts für Weltwirtschaft und internationale Be-
ziehungen], in: Mirovaja ekonomika i mezdunarod-
nye otnosenija, 10/1974, S. 69). Daraus ergibt sich, 
daß die bestehenden Möglichkeiten zur Beeinflus-
sung innenpolitscher Vorgänge in den westlichen 
Ländern für die Männer im Kreml von erheblichem 
Interesse sind. Dementsprechend heißt es ausdrück-
lich, Ausweitung und Anwachsen des sowjetischen 
Einflusses auf den Westen veränderten „die Be-
dingungen des Klassenkampfes“ (d. h. der Ost-
West-Auseinandersetzung) sowohl „in den Ländern 
des Kapitals’ selbst als auch „auf internationaler 
Ebene“ (ebenda, S. 67). Die innenpolitischen Hemm-
nisse für eine effiziente Machtpolitik wurden be-
reits Ende der sechziger Jahre in einer grundlegen-
den Analyse der Position und der Aktionsmöglich-
keiten der USA im internationalen Kräftefeld als 
entscheidende Determinante bewertet: G. A. 
Arbatov, Amerikankaja vnesnjaja politika na 
poroge 70-ch godov, in: SSA, 1/1970. S. 21—34.

81) Das Modell ist für Abrüstungsprozesse im ein-
zelnen formuliert worden, vgl. Ch. Osgood, An 
Alternative to War or Surrender, Urbana /111. 196 
— Gegenwärtig wäre ein Vorgehen in diesem Sinne 
zwecklos, weil die sowjetische Führung — auf de 
Basis der bislang berechtigten Erwartung einseit 
ger westlicher Leistungen — keinen Anlaß zu -e 
stungen von ihrer Seite gegeben sieht

chend zu erkennen gaben, daß sie sich mit 
der Einbeziehung der Bundesrepublik in das 
westliche Lager vorerst abfanden.

Wenn die westlichen Länder ihre Reziprozie-
rungsmaßnahmen immer unzweideutig mit 
der Bereitschaft zu Kontakt und Kommunika-
tion auf der Basis der Gegenseitigkeit verbun-
den haben, könnte nach Abschluß de sowje-
tischen Lernprozesses der Weg frei werden 
für einen langsamen und vorsichtigen Abbau 
der gesellschaftlichen Abschirmung und für 
den Beginn eines breiten Dialogs in verschie-
denen Bereichen. Das könnte so verlaufen, 
daß eine Seite mit kleinen, an sich unbedeu-
tenden Vorgaben ihre Bereitschaft signalisiert 
und dadurch bei der anderen Seite einen ent-
sprechenden Schritt der Gegenentspannung an-
regt81 ). Dabei brauchte keiner der Beteiligten 
etwas zu riskieren, weil in dem Fall, daß die 
erwartete Reaktion ausbliebe, kein nennens-
werter Nachteil entstanden wäre. Es wäre 
dann lediglich der Entspannungsverlauf un-
terbrochen, bis neue Impulse wirksam wer-
den. Die Möglichkeiten für eine Ost-West-
Auseinandersetzung mit den Mitteln des 
überzeugens (statt des Manipulierens und 
Zwingens) würden zunehmen.

Die Reziprozität könnte freilich kaum plötz-
lich, auf einen Schlag durchgesetzt werden. 
Wenn nicht mit vorsichtiger (wenngleich 
konsequenter) Allmählichkeit zu Werk ge-
gangen würde, wären bei der sowjetischen 
Führung, die sich mit einemmal selbstver-
ständlich geglaubter Rechte beraubt sähe, 
Kurzschlußreaktionen und Pressionsausübun-
gen wahrscheinlich. Dem könnten die westli-
chen Länder nur bei einem starken inneren 
und äußeren Zusammenhalt und bei einer 
verstärkten militärischen Macht ruhig entge-
gensehen. Aber selbst dann wäre ein Wieder-
ausbruch des Kalten Krieges unnötig und un-
angenehm.
Das Konzept zunehmender gesellschaftlicher 
Öffnungen zwischen Ost und West wäre 



nicht auf das Ziel ausgerichtet, das sowjet-
kommunistische System aus den Angeln zu 
heben und die gegenwärtigen Herrschafts-
gruppen zu beseitigen. Vielmehr würde sich 
allmählich eine Veränderung in Teilbereichen 
des östlichen Systems anbahnen, der sich die 
Herrschaftsgruppen in gleichem zeitlichen 
Rhythmus anpassen könnten, und aus der 
eine neue innere Stabilität resultieren würde. 
Mit der Zulassung einer begrenzten gesell-
schaftlichen Autonomie im Verkehr mit den 
westlichen Ländern würde in Osteuropa die 
bisherige starre Identität von Staat und Ge-
sellschaft gelockert werden. Die gesellschaft-
liche Diskussion könnte auf dieser Basis ei-
nen gewissen Freiraum gewinnen, ohne daß 
die Herrschaftsverhältnisse dadurch berührt 
würden. Die Stärke der Macht- und Informati-
onsapparate, über welche die Herrschenden 
nach wie vor verfügen würden, könnten die 
Stabilität der Gesellschaftsordnung mühelos 
gewährleisten — womit ein Stabilitätsvorteil 
gegenüber den westeuropäischen Ländern 
weiterhin gegeben wäre.

Eine solche Entwicklung würde die Hoffnung 
eröffnen, daß sich die bestehende ideologisch-
politische Konfrontation, welche die sowjeti-
sche Seite gegenüber dem Westen forciert, 
allmählich lockern könnte. Zwei überlegun-
genverdeutlichen dies:

1. Ein Dialog nötigt, auch wenn ihn die bei-
den Antagonisten zunächst in durchaus geg-
nerischer Absicht beginnen, zu einer Berück-
sichtigung und damit zu einem Ernstnehmen 
der Ansichten auf der anderen Seite. Das 
kann und wird natürlich zunächst wesentlich 
polemischen Zwecken dienen — aber auch 
auf diese Weise lassen sich die Vorstellungen 
des Gegenübers nicht mehr einfach ignorieren, 
oder abtun. Daher ist die Aufrechterhaltung 
autistischer Einstellungen erschwert.

2. Eine Wechselseitigkeit der Risiken und 
Frustrationen bei der Auseinandersetzung för-
dert mit fortschreitendem Zeitablauf eine 
Kampfmüdigkeit. Auf diese Weise hat sich 
bisher schon die zwischenstaatliche Konfron-
tation zwischen Ost und West als nutzlos und 
riskant für beide Seiten erwiesen — mit der 
Folge, daß beide Seiten auf dieser Ebene nun-
mehr ein entspanntes Verhältnis anstreben, 
"enn ein analoger Prozeß auch im Bereich 
dos zwischengesellschaftlichen Kampfes ein-

setzen würde, könnte dies allmählich auf so-
wjetischer Seite die Bereitschaft zu einem 
Waffenstillstand auch auf diesem Felde för-
dern. Man kann auch an die Erfahrung der 
konfessionellen Auseinandersetzungen im 16. 
und 17. Jahrhundert erinnern: Die schiere Un-
möglichkeit, die Vertreter des anderen Glau-
bens niederzuzwingen, verbunden mit den 
Gefahren und Opfern, die dem eigenen Lager 
aus den Kämpfen erwuchsen, wurde zur Basis 
einer zunächst sehr widerwilligen Koexistenz, 
die unter den Bedingungen enger Berührung 
schließlich in ein Verhältnis wechselseitiger 
Toleranz und wechselseitigen Verstehens aus-
mündete. Darum geht es auch heute. Die zwi-
schenstaatliche Koexistenz bei zwischenge-
sellschaftlicher Feindschaft muß allmählich 
durch eine umfassende Koexistenz im Geiste 
der verständnisvollen Duldung abgelöst wer-
den. Nur von einer solchen Grundlage her 
kann der Ost-West-Konflikt schließlich ein-
mal überwunden werden.

Alternative 4:

Ein auf die Machteliten beschränkter mensch-
lich-geistiger Austausch

Wenn die Spannungen gescheut werden, die 
mit einem Kurs der langfristigen Ost-West-
Offnung zeitweilig verbunden sein können, 
dann bleibt nur noch die Möglichkeit, eine 
qualitative Verbesserung des menschlich-gei-
stigen Austauschs ausschließlich im Verhält-
nis der Führungsgruppen in Ost und West an-
zustreben. Eine derartige Politik würde dem 
westlichen Wunsch, die Stabilität der osteu-
ropäischen Regimes nicht zu beeinträchtigen, 
und dem sowjetischen Bedürfnis, die vollstän-
dige Kontrolle über den Ost-West-Austausch-
prozeß zu behalten, am besten entsprechen. 
Allerdings bliebe die westliche Hoffnung, daß 
sich etwas an den repressiven Strukturen im 
Warschauer-Pakt-Bereich ändern könne und 
daß die antiwestliche Militanz des sowjeti-
schen Gesellschaftskonzepts allmählich ver-
schwinden möge, nicht mehr als ein frommer 
Wunsch ohne konkrete Erfolgsperspektiven. 
Denn es würde grundsätzlich von dem Belie-
ben der sowjetischen Machthaber abhängen, 
inwieweit sie den Argumenten des westlichen 
»Klassenfeindes“ irgendwelches selbstkriti-
sches Nachdenken widmen wollten und in-



wieweit aufgeschlossene Teile des eigenen 
wie des verbündeten Funktionärsapparats 
überhaupt einem Ost-West-Dialog ausgesetzt 
werden dürften 82).  Da die unmittelbare Aus-
einandersetzung mit der westlichen Seite die 
breite Öffentlichkeit nicht berühren würde, 
entfiele für Moskau die Notwendigkeit, deren 
Resonanz auf die Selbstdarstellung im We-
sten zu berücksichtigen.
Dieses Konzept kann leicht darauf hinauslau-
fen, daß faktisch nur die Alternative 1, näm-
lich die Festschreibung des Zustandes anti-
westlicher Asymmetrie und folglich auch an-
tiwestlicher Unversöhnlichkeit, Wirklichkeit 
wird. Dies ließe sich nur dann verhindern, 
wenn die westlichen Regierungen gleichzeitig 
den Partei- und Staatsapparaten des sowjeti-
schen Lagers alle einseitigen Einflußmöglich-
keiten in den westlichen Gesellschaften ver-
sagen würden. Damit zögen sie, soweit sie 
nicht mit der UdSSR und ihren Verbündeten 
auf Führungsebene einen wechselseitig ak-
zeptierten Dialog anbahnten, wenigstens mit 
der östlichen Politik der Gesellschaftsabschir-
mung gleich. Das wäre — mit der besagten 
Einschränkung — ein Vorgehen gemäß Alter-
native 2, also eine wechselseitige Isolierung 
der Gesellschaften in Ost und West vonein-
ander.
Die Probleme, die bei dieser Alternative auf-
treten» wären daher in dem jetzigen Zusam-
menhang ebenfalls zu beachten. Die westli-
chen Länder könnten zwar, wenn die anfäng-
lich zu erwartenden Spannungszunahmen aus-
gehalten würden, schließlich für sich ausge-
wogene Bedingungen beim Austragen des 
Ost-West-Konflikts beanspruchen, aber es 
würde keine Perspektive sichtbar, wie dieser 
Konflikt irgendwann einmal abgebaut werden 
könnte. Denn die Chance, daß sich die sowje-
tische Führung eines Tages aus freien Stük-
ken durch westliche Appelle zu Duldsamkeit 
und Versöhnlichkeit bekehren könnte, ist ei-
nigermaßen unsicher. Eine Aussicht auf 
schließliche Konfliktdeeskalation bietet nur 
die Alternative 3, welche die Politik der Sym-

82) Voraussichtlich würde sich wiederholen, was in 
den sechziger Jahren geschah: Diejenigen Funktio-
näre, welche die Auseinandersetzung mit dem We-
sten ernsthaft — und nicht nur taktisch — betrei-
ben, werden, bevor sie maßgeblichen Einfluß im 
sowjetischen Lager gewinnen können, beiseite ge-
drängt und/oder völlig unterdrückt. 

metrie für die zwischengesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen mit dem unablässigen 
Streben nach freierem Austausch von Perso-
nen, Informationen und Ideen auf beiden Sei-
ten verbindet.

Fazit

Bei den erörterten vier Alternativen handelt 
es sich um begriffliche Idealtypen, welche die 
Optionen westlicher Politik in ihren Voraus-
setzungen und Konsequenzen verdeutlichen 
sollen. Da sich Außenpolitik nicht nach einem 
starren Schema abwickeln läßt, wird in der 
Praxis eine Kombination mehrerer Elemente 
gewählt werden müssen. Dabei will freilich 
das Mischungsverhältnis gut überlegt sein. 
Beispielsweise ist es durchaus denkbar, daß 
sich die westlichen Regierungen, nachdem sie 
lange und beharrlich unter Einsatz aller Mit-
tel auf Bedingungen eines freieren und rezi-
prokeren zwischengesellschaftlichen Aus-
tauschs gedrungen haben, mit Teilergebnissen 
zufrieden geben (die vielleicht zum Teil der 
Alternative 4 entsprechen). Sie könnten dann 
aber ein Austauschverhalten anschließen, das 
die entstandenen Kontakt- und Kommunikati-
onsmöglichkeiten nicht nur für den Dialog 
mit offiziellen Repräsentanten, sondern auch 
für das Gespräch mit nonkonformistischen 
Personen in Osteuropa nützen würde. Dabei 
könnte den Stimmen in der UdSSR und an-
derswo, die größere staatsbürgerliche Freihei-
ten, eine zunehmende wirtschaftliche Entla-
stung und eine wirkliche Ost-West-Verständi-
gung fordern, vermehrte Resonanz und stär-
kerer Einfluß gegeben werden. Ein wesentli-
ches Element bei einer derartigen Politik 
wäre auch die Fortdauer der Information, die 
über den Äther aus dem Westen in den so-
wjetischen Machtbereich gelangt und die das 
Nachrichtenmonopol der Herrschenden ein-
schränken. Besondere Bedeutung besitzen da-
bei „Radio Liberty" und „Radio Free Europe", 
die, weil sie über mit Schweigen übergangene 
Vorgänge in Osteuropa berichten, ein dringli-
ches Informationsbedürfnis der dortigen Men-
schen befriedigen.

Die westliche Politik sollte es zu ihrem 
Hauptziel machen, auf unrestriktiven und 
ausgewogenen Spielregeln der Begegnung, 
des Dialogs, der Freizügigkeit und der Duld 



samkeit zwischen den Gesellschaften in Ost 
und West zu bestehen, welche die politisch-
ideologische Auseinandersetzung überhaupt 
erst ermöglichen (weil andernfalls im Osten 
unterdrückender Zwang und im Westen fern-
gesteuerte, unbehinderte Indoktrination das 
Feld beherrschen). Das heißt: Die westlichen 
Regierungen sollten sich nicht das sowjeti-
sche Koexistenz-Konzept — und damit die Be-
dingungen für einen einseitigen östlichen 
Kampf gegen den Westen — aufnötigen las-
sen. Symmetrie der Handlungsmöglichkeiten 

und Offenheit in größtmöglichem Umfang 
sollten die Ost-West-Beziehungen im gesell-
schaftlichen Bereich kennzeichnen. Gleichzei-
tig sollte sich das westliche Augenmerk dar-
auf richten, daß die Entspannung nicht unver-
sehens die Festigkeit und die Machtposition 
der sowjetischen Zwangsapparate nach innen 
und außen stärkt und damit den Boden für 
eine unüberwindbare Überlegenheit des Re-
gimes gegenüber den Dissidenten im eigenen 
Land und gegenüber den westlichen Staaten 
bereitet.



Gerhard Wettig: Freiere Begegnungen und Dialoge zwischen Ost und West. Zur 
Problematik einer umfassenden Koexistenz in Europa

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 11/75

Die vorliegende Analyse untersucht das Problem des immateriellen Austauschs zwischen 
Ost und West. Es wird die Frage gestellt, ob eine Abschirmung oder eine Öffnung der 
beiden Systeme dem Frieden in Europa dienlich ist. Nach grundsätzlichen Überlegungen 
über die bestehenden gesellschaftlich-politischen Voraussetzungen folgt eine Analyse der 
sowjetischen Einstellung zu den Fragen des zwischengesellschaftlichen Zueinanders. Auf 
dieser Grundlage werden die Möglichkeiten erörtert, die sich für die westlich-demokra-
tischen Landes unter der Zielsetzung eines friedlichen Zusammenlebens zwischen Ost und 
West eröffnen. Es ergeben sich vier Alternativen für eine Regelung des Problems der im-
materiellen Ost-West-Austauschbeziehungen. Ihre Vor- und Nachteile werden gegenein-
ander abgewogen.
Die erste und zweite Alternative — die Festschreibung des derzeitigen Zustandes sowie 
eine Reziprozierung der sowjetischen Abschirmungspolitik — erscheinen insofern proble-
matisch, als zum einen auf eine wirklich wechselseitige Kommunikation und die Realisie-
rung der Entspannungspolitik auch in Osteuropa verzichtet wird, zum anderen eine Ab-
schirmungspolitik des Westens und die Unterdrückung systemkontroverser Meinungen 
nicht einem freiheitlich-demokratischen Selbstverständnis entsprechen und daher eine auf-
gezwungene Reaktionsweise darstellen würden. Die dritte Alternative — der Einsatz poli-
tischer Hebel für die Verbesserung des menschlich-geistigen Ost-West-Austausches — 
ist bei der derzeitigen Einstellung des Westens nur punktuell praktizierbar. Eine konse-
quente Durchführung des Prinzips der Reziprozität bedürfte eines kontinuierlichen Behar-
rens auf diesem Anspruch, das auch zeitweilige Spannungen hinzunehmen bereit wäre. 
Unter den gegebenen Bedingungen realistischer erscheint die vierte Alternative — ein 
zunächst nur auf die Machteliten beschränkter menschlich-geistiger Austausch, der zwar 
die im sowjetischen Machtbereich bestehende Furcht vor allgemeineren gesellschaftlichen 
Veränderungen berücksichtigt, dennoch tendenziell auf einen breiteren Dialog hin ange-
legt ist.
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